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A) Allgemeines 

 

Die Kreisstadt Gifhorn liegt im gleichnamigen Landkreis. Zur Stadt gehören die Ortschaften Gamsen, 

Kästorf, Neubokel, Wilsche und Winkel. Nach regionalplanerischen Zielvorgaben im Regionalen Raum-

ordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig 2008 des Regionalverbands Großraum Braun-

schweig (RROP) ist der Stadt Gifhorn die Funktion eines Mittelzentrums zugewiesen.  

Die Stadt zeichnet sich durch ihre Lage zwischen den Oberzentren Braunschweig und Wolfsburg aus. 

Mit den Bundesstraßen B 4 und B 188 sowie der Kreisstraße K 114 ist die Kernstadt gut in das regionale 

und überregionale Straßennetz eingebunden. Im Süden der Stadt befindet sich der Bahnhof Gifhorn an 

der Fernbahnstrecke Hannover — Wolfsburg — Berlin. Zugleich liegt der Bahnhof an der Regionalbahn-

strecke Braunschweig —Gifhorn — Uelzen. An dieser Strecke liegt auch der Bahnhof Gifhorn Stadt.  

Der Änderungsbereich erstreckt sich im Westen der Ortschaft Gamsen und schließt sich unmittelbar 

nördlich an das Gewerbegebiet Westerfeld-Süd an. Neben weiteren gewerblichen Bauflächen sollen 

langfristig vor allem Wohnbauflächen entwickelt werden, um dem anhaltenden Wohnraumbedarf in 

der Stadt, aber auch in der Ortschaft Gamsen über die kommenden Jahre Rechnung tragen zu können.  

Die Stadt Gifhorn hat gegenwärtig rd. 44.860 Einwohner (stadteigene Zählung, Stand 01.03.2026). In 

der Ortschaft Gamsen sind z. Zt. rund 5.400 Einwohner angesiedelt.  

In der Ortschaft Gamsen als Teil des Mittelzentrums soll durch die 135. Änderung des Flächennutzungs-

planes eine bauliche Erweiterungsfläche vorbereitet werden, die in mehreren Abschnitten realisiert 

werden soll. Die einzelnen Abschnitte sind in nachfolgenden Bebauungsplanverfahren bzw. durch die 

gesteuerte Vermarktung der Baugrundstücke durch die stadteigene Tochtergesellschaft Gifhorner 

Grundstücks- und Erschließungsgesellschaft (GEG) bedarfsgerecht zu definieren. Die bestehende Nach-

frage nach Baugrundstücken ist bei der GEG dokumentiert und kann somit mit einer gezielten Infra-

strukturplanung und auch mit den Belangen des Klimaschutzes einhergehend gedeckt werden.  

 

1. Anlass der Planung / Rechtsgrundlagen 

 

Die 135. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Gifhorn wird erforderlich, um die vorhandene 

Darstellung des wirksamen Plans der beabsichtigten langfristigen städtebaulichen Entwicklung und der 

damit verbundenen Bereitstellung von Wohnbauflächen und gewerblichen Bauflächen hin anzupassen. 

Um eine langfristige Siedlungsentwicklung in der Stadt Gifhorn, in diesem speziellen Fall in der Ortschaft 

Gamsen, die als Teil des Mittelzentrums festgelegt ist, zu sichern und der anhaltend großen Nachfrage 

nach neuem Bauland für gewerbliche Zwecke ebenso wie für Wohnnutzungen zu entsprechen, soll die 

135. Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt werden. 

Rechtsgrundlagen hierfür sind insbesondere das Baugesetzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung 

(BauNVO), die Planzeichenverordnung (PlanZV), das Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG), das Wasser-

haushaltsgesetz (WHG), die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) sowie das niedersächsische Kom-

munalverfassungsgesetz (NKomVG) in den jeweils gültigen Fassungen. 

 

2. Geltungsbereiche / Aktueller Zustand des Plangebietes 
 

Das Plangebiet befindet sich in der Ortschaft Gamsen und hat eine Gesamtgröße von ca. 38 ha von de-
nen ca. 16,2 ha als Gewerbebaufläche, 9,5 ha als Wohnbaufläche, 2,7 ha für gemischte Baufläche, 3,1 

ha als Sonderbauflächen für Handel, Dienstleistungen und Infrastruktur und rd. 6,5 ha als Grünflächen 

entwickelt werden sollen. 

Abgesehen von einigen privaten Grünflächen mit Fischteichen im Norden ist das Plangebiet geprägt 

von landwirtschaftlich genutzten Flächen und deren Erschließung. In Mitten des Änderungsbereiches 

befindet sich eine große, raumprägend, weithin sichtbare Stieleiche. Im Westen grenzt der Änderungs-

bereich an die Bundesstraße B 4, im Osten an die bebaute Ortslage von Gamsen, im Süden über die 

Kreisstraße K 34 an das Gewerbegebiet Westerfeld und im Norden an landwirtschaftlich genutzte Flä-

chen. In der ebenen Umgebung zeichnet sich der Planbereich durch eine knapp 5 m hohe Kuppe aus, 

die die südliche Hälfte des Änderungsbereiches einnimmt. 



 

 

3. Raumordnung und Landesplanung 

 

Die Stadt Gifhorn befindet sich im Geltungsbereich des Landesraumordnungsprogramms (LROP) für Nie-

dersachsen (2017), zuletzt geändert 2022, und des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) des 

Regionalverbandes Großraum Braunschweig (2008). Dort wird die Stadt als Mittelzentrum, bestehend 

aus der Kernstadt, Gamsen, Kästorf und Winkel, festgelegt. 

In der zentralen Bedeutung für die Siedlungsentwicklung sind zugleich Art und Umfang der Einrichtung 

und Angebote an der Nachfrage der zu versorgenden Bevölkerung und der Wirtschaft im Verflechtungs-

bereich auszurichten. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind in Mittelzentren zentralörtliche Einrichtungen und Angebote für den 

gehobenen Bedarf zu sichern und zu entwickeln. Mittelzentren sind als wichtige Arbeitsmarktstandorte 

und Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung zu fördern und als solche zu entwickeln. Darüber hinaus 

bildet die Stadt einen Standort mit den besonderen Entwicklungsaufgaben Erholung und Tourismus. Das 

südlich der Bundesstraße B 188 gelegene Mühlenmuseum wird als regional bedeutsamer Erholungs-

schwerpunkt festgelegt. 

Die Stadt Gifhorn ist Kreisstadt des gleichnamigen Landkreises, welcher wiederum im östlichen Teil Mit-

telniedersachsens liegt. Von Norden nach Westen wird die Stadt Gifhorn von den Landkreisen Uelzen, 

Celle und der Region Hannover umgeben. Im Osten gliedert sich der zu Sachsen-Anhalt gehörende Alt-

markkreis Salzwedel an. Südlich grenzen die Landkreise Peine, Helmstedt sowie die kreisfreien Städte 

Wolfsburg und Braunschweig an. 

Die, das Kreisgebiet in Nord-Süd-Richtung durchquerende, Bundesstraße B 4 verbindet die Kreisstadt 

Gifhorn mit dem Oberzentrum Braunschweig im Süden und den Mittelzentren Uelzen und Lüneburg 

sowie im weiteren Verlauf auch mit dem Oberzentrum Hamburg im Norden. Das Oberzentrum Wolfs-

burg ist über die Bundesstraße B 188 zu erreichen. Die weitere kreisübergreifende Erschließung des 

Raumes erfolgt über die Bundesstraßen B 188, B 214 im Süden sowie B 244 und B 248 im Norden und 

Osten in den benachbarten Gemeinden. Das Mittelzentrum Gifhorn ist an die Deutsche Bahn-Haupt-

strecke Hannover-Wolfsburg-Berlin sowie an die Strecke Uelzen-Braunschweig angeschlossen. 

Der Landkreis Gifhorn beheimatete 2022 ca. 181.000 Einwohner1, wobei in der Stadt Gifhorn selbst ca. 

44.000 Einwohner ansässig waren. Entgegen dem im RROP 2008 festgestellten Trend zum Bevölkerungs-

rückgang gehört der Landkreis Gifhorn zu den Teilräumen mit einer positiven Bevölkerungsentwicklung 
im Großraum Braunschweig. Diese Bevölkerungszuwächse im dort betrachteten Zeitraum der Jahre 

1987 – 2005 resultierten in erster Linie aus der Stadt-Umland-Wanderung. 

 

Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (2017) wird die Stadt Gifhorn als Mittelzentrum de-

finiert. Weiterhin sind Mittelzentren als „Zentrale Orte“ anzusehen. Das Regionale Raumordnungspro-

gramm für den Großraum Braunschweig (RROP) präzisiert das Mittelzentrum folgendermaßen: 

 

Das Mittelzentrum Gifhorn besteht aus der Kernstadt Gifhorn und den Ortsteilen Kästorf, Gam-

sen und Winkel, den Siedlungen Winkler Straße und Alte Riede sowie den im Kreuzungsbereich 

von B 4 und B 188 gelegenen Ortsteilen. (RROP 2008 – Beschreibende Darstellung) 

 

Als Mittelzentrum kommt der Stadt Gifhorn eine wichtige Funktion zu, zentrale Einrichtungen und An-

gebote für den gehobenen Bedarf bereitzustellen, zu sichern und gleichzeitig grundzentrale Versor-

gungsaufgaben, seinen Einwohnern und der Wirtschaft gegenüber, wahrzunehmen. 

Um diesen Funktionen und Aufgaben gerecht zu werden, sind Mittelzentren dahingehend zu entwi-

ckeln. Mittelzentren sind weiterhin wichtige Arbeitsmarktstandorte und fungieren als Schwerpunkte 

der Siedlungsentwicklung innerhalb des Verbandsgebietes. Auch dahingehend sind sie zu fördern und 

fortzuentwickeln. Darüber hinaus bildet die Stadt Gifhorn mit dem dort ansässigen Mühlenmuseum ei-

nen Standort mit besonderen Entwicklungsaufgaben für Erholung und Tourismus. 

 
1 Quelle: LSN und Einwohnermelderegister der Gebietseinheiten des Landkreises Gifhorn, Stand; 30.06.2022 



 

 

Das Zentrale-Orte-Konzept wird in der Begründung des RROP 2008 präzisiert und folgende Ergänzung 

dazu gemacht: 

 

Zentrale Orte einschließlich der Ortsteile mit grundzentralen Teilfunktionen verfügen in der Regel 

über eine gute Infrastrukturausstattung sowie eine gute Verkehrsanbindung zum überregiona-

len und regionalen Verkehrsnetz. In diesen Standorten soll die Bündelung der Siedlungsentwick-

lung erfolgen, um einerseits die Infrastrukturauslastung und andererseits die Auslastung des 

ÖPNV zu gewährleisten. Insbesondere im Einzugsbereich der ÖPNV-Haltepunkte soll im Rahmen 

der Bauleitplanung eine höhere bauliche Dichte als im Landesdurchschnitt2 erreicht werden. Die-

ses soll zu einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden beitragen. 

 

Die Ortschaft Gamsen, mit ihrer zentralen Anbindung an die Bundesstraße B 4 und dem direkten An-

schluss an den Siedlungskörper der Stadt Gifhorn, kommt somit ihrer Aufgabe als Bestandteil des Zent-

rale-Orte-Konzeptes nach. In Anlehnung an das Integrierte Stadtentwicklungskonzept für die Stadt Gif-

horn (ISEK)3 soll innerhalb des Änderungsbereiches am westlichen Rand der Ortschaft Gamsen ein mul-

tifunktionales Quartier mit 300 bis 400 Wohneinheiten und umfangreichen Gewerbeflächen entstehen.  

Die Mischung sowohl aus Gewerblichen Bauflächen (G) und Gemischten Bauflächen (M) als auch Wohn-

bauflächen (W) berücksichtigt die Aufgaben eines Mittelzentrums und die Zielstellungen des Zentrale-

Orte-Konzeptes unter Beachtung des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. 

Mit ihrer Planung kommt die Stadt Gifhorn insofern den landesplanerischen und regionalplanerischen 

Vorgaben nach. 

 

Abb. 1: Quelle RROP 2008 (RV Braunschweig), inkl. des Änderungsbereiches (hellblau), ohne Maßstab 

 

2) Niedersächsische Landestreuhandstelle: Durchschnittlich können auf neuem Bauland in Niedersachsen 13 Wohneinheiten 
je Hektar Brutto-Bauland errichtet werden. Dies entspricht 800 m² Bruttowohnbauland je Wohneinheit. 
3) Stadt Gifhorn/ UmbauStadt; Integriertes Stadtentwicklungskonzept für die Stadt Gifhorn, 6.1 übergeordnete Maßnahmen; 
1.8 Entwicklung Gamsen-West als multifunktionales Quartier; Gifhorn/ Berlin Juni 2024 



 

Die derzeitigen zeichnerischen Festlegungen des RROP 2008 sehen für den Bereich eine Darstellung als 

Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft vor, sowohl aufgrund des hohen natürlichen, standortgebun-

denen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials als auch aufgrund der besonderen Funktion der Landwirt-

schaft.  

Mit der geplanten langfristigen Entwicklung des Gebietes hin zu einer multifunktionalen Siedlungsent-

wicklung ist beabsichtigt Teile der derzeit landwirtschaftlich genutzten Bereiche solange landwirtschaft-

lich zu nutzen bis die abschnittsweise Realisierung vollständig erfolgt. 

Neben den oben genannten Vorbehaltsgebieten befindet sich der Geltungsbereich innerhalb eines im 

RROP festgesetzten Vorranggebietes für die Trinkwassergewinnung.  

Dieses Vorranggebiet dient dem langfristigen Schutz und der Sicherung der öffentlichen Trinkwasser-

versorgung. Der Stadt Gifhorn ist bewusst, dass die Ausweisung und Entwicklung eines Baugebietes in 

diesem sensiblen Bereich vielfältige Risiken und Herausforderungen für die Qualität und Quantität des 

Grundwassers darstellt. 

Gemäß § 47 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie den einschlägigen Schutzgebietsverordnungen sind 

Vorranggebiete für die Trinkwassergewinnung besonders zu schützen, und jegliche Entwicklungsvorha-

ben sind so zu planen, dass eine Gefährdung der Trinkwasserressourcen ausgeschlossen oder auf ein 

Minimum reduziert wird. Im Rahmen der Bauleitplanung sind daher besonders strenge Anforderungen 

an den Grundwasserschutz zu stellen. Dies umfasst z.B. die Anwendung von Maßnahmen zur Minimie-

rung von Versiegelung. 

Auch aus den oben genannten Gründen soll für die Siedlungsentwicklung, besonders im Bereich der 

gewerblichen Bauflächen, eine Ansiedlung von wenig bzw. moderat störendem Gewerbe angestrebt 

werden. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung soll die verträgliche Planung und Veräußerung von 

Gewerbegrundstücken durch enge Abstimmung zwischen dem Flächeneigentümer Gifhorner Grund-

stücks- und Erschließungsgesellschaft mbH (GEG), der Stadtverwaltung und der Wirtschaftsförderung 

und Stadtmarketing Gifhorn GmbH (WiSta) gewährleistet werden. In Vorbereitung für einen ersten Be-

bauungsplan zur Gewerbeentwicklung soll der bestehende Konzeptentwurf konkretisiert werden. Im 

Zuge dessen werden auch die Voraussetzungen für die Entwässerungsplanung in dem Gebiet gelegt. Die 

Hinweise des Regionalverbandes und der unteren Wasserbehörde zum Trinkwassergewinnungsgebiet 

fließen dabei in die Planung mit ein. 

Eine weitere Auseinandersetzung mit dem Thema Wasser erfolgt im Umweltbericht. 

Die als linienhaftes Vorranggebiet dargestellte Rohrfernleitung für Erdöl, die durch den nordwestlichen 

Teil des Geltungsbereiches verläuft, wird auf Ebene der Bebauungspläne durch Abstandsregeln und 

Schutzstreifen vor schädigenden Eingriffen auch während der Bauphase geschützt. Hinweise erfolgten 

dazu bereits von Seiten der Leitungsträger im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung. 

 

Die Darstellung des Bedarfes insbesondere für Wohnbauflächen und gewerbliche Zwecke ist im Kapitel 

A, 6. Städtebauliche Zielvorstellungen/ Zwecke und Auswirkungen der Planung ausgeführt und begrün-

det. 

In Hinblick auf die oben aufgeführten Argumente wird die Planung als verträglich mit den Zielen der 

Raumordnung angesehen.  

 

4. Fachplanungen 

 

Der Landschaftsrahmenplan (1994) für den Landkreis Gifhorn und seine Inhalte sollen durch eine inhalt-

liche Berücksichtigung in Flächennutzungs- und Bebauungsplänen zur rechtswirksamen Umsetzung ge-

langen. Für die Vorbereitung und Ergänzung der Bauleitplanung sind die im Landschaftsrahmenplan for-

mulierten Ansprüche von Naturschutz und Landschaftspflege durch Landschaftspläne zu konkretisieren.  

Die Fortschreibung des Landschaftsplanes für die Stadt Gifhorn (2025)4 dient somit als Werkzeug zur 

Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Auf Karte 1 „Arten und Biotope“ 

fällt der Änderungsbereich in ein Areal mit einer sehr geringen Bewertung der Biotope jedoch einer 

 
4 Stadt Gifhorn / Planungsgruppe Umwelt; Fortschreibung des Landschaftsplanes für die Stadt Gifhorn; Hannover Mai 2025 



 

erhöhten Lärmbelastung. Die Karte 6 „Maßnahmenkonzept“ sieht für den Änderungsbereich keine be-

sonders kategorisierten Maßnahmen vor.  

 

Darüber hinaus gibt es folgende Konzepte in der Stadt Gifhorn, die unter anderem zu berücksichtigen 

sind: 

- Integriertes Stadtentwicklungskonzept für die Stadt Gifhorn (ISEK) 

- Wohnraumversorgungskonzept für die Stadt Gifhorn 

- Verkehrsentwicklungsplan „Leitbild Mobilität 2030“ 

- Fortschreibung des Landschaftsplanes für die Stadt Gifhorn 

- Radverkehrskonzept 

- Verkehrssicherheitskonzept 

- Konzept für Elektromobilität und andere Mobilitätsformen 

- Feuerwehrbedarfsplan 

- Sportstättenentwicklungskonzept 

 
5. Darstellung des Flächennutzungsplanes / Rechtslage / Darstellungsform 

 

In der bislang wirksamen, analogen Fassung des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 1978 ist die Fläche 

des betreffenden Änderungsbereiches als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  

Diese ursprünglichen Darstellungen sollen nun einer Darstellung weichen, welche eine städtebauliche 

Konzeption hin zu einer vielfältigen Wohn- und Gewerbenutzung erlaubt. Konkret sollen neue Wohn-

bauflächen (W), Gemischte Bauflächen (M), Gewerbliche Bauflächen (G), Sonderbauflächen (S) mit der 

Zweckbestimmung für Handel, Dienstleistungen und Infrastruktur sowie Grünflächen dargestellt wer-

den, die sich an dem durch den Rat der Stadt beschlossenen städtebaulichen Konzept „Westerfeld 

Nord“ orientieren. Eine detaillierte Planung erfolgt auf Ebene der Bebauungspläne, die abschnittsweise 

umgesetzt werden sollen. 

 

Der Flächennutzungsplan ist für das gesamte Stadtgebiet (Teilplan 1) im Maßstab 1 : 25000 und für die 

städtebaulichen Kernbereiche (Teilpläne 2 - 4) – Gamsen, Kästorf, Neubokel, Wilsche, Winkel und die 

Kernstadt – im Maßstab 1 : 5000 dargestellt. 

In einem parallelen Verfahren im Rahmen der 131. Änderung des Flächennutzungsplanes (Freiflächen-

photovoltaik) erfolgt die Digitalisierung und Neufassung der Darstellungen. 

 

Der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung liegen insbesondere folgende Gesetze und Vorschrif-

ten zugrunde: 

 

- Baugesetzbuch (BauGB) 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

- Planzeichenverordnung (PlanZV) 

- Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

- Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 

- Niedersächsisches Klimagesetz (NKlimaG) 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

- Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) 

- EU-Wiederherstellungsverordnung (EU WVO)  

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

- Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) 

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

- Verwaltungsvorschriften zum Baugesetzbuch (VV-BauGB)  



 

6. Städtebauliche Zielvorstellungen/Zwecke und Auswirkungen der Planung 

 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Gifhorn hat in seiner Sitzung vom 18.09.2025 die Aufstellung der 

135. Flächennutzungsplanänderung beschlossen. Mit der vorliegenden Änderung sollen die vorberei-

tenden, planerischen Voraussetzungen geschaffen werden, um das durch den Rat der Stadt beschlos-

sene städtebauliche Konzept „Westerfeld Nord“ und damit auch die Maßnahme 1.8 des Integrierten 

Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) umzusetzen.  

Die anhaltend große Nachfrage nach Baugrundstücken, insbesondere für den Ein- und Zweifamilien-

hausbau, aber auch der Bedarf für sozial geförderten Wohnungsbau und preiswerte Mietwohnungen in 

der Stadt Gifhorn, macht es erforderlich, weitere Flächen für die Siedlungsentwicklung für Wohnen und 

Arbeiten in Gifhorn bzw. der Ortschaft Gamsen zur Verfügung zu stellen. Dies ist auch von besonderer 

Wichtigkeit, um der Aufgabe als Mittelzentrum nachzukommen. 

Daneben besteht außerdem weiterhin ein aktueller Bedarf an gewerblichen Bauflächen. Im ISEK (Ab-

schnitt 3.3; Gifhorner Arbeitswelten) wird aufgezeigt wie sich die Stadt Gifhorn als Gewerbestandort 

mit industriellem und automobilaffinem Fokus zu einem Dienstleistungsstandort entwickelt.  

Durch die Nähe zu den Städten Wolfsburg und Braunschweig und dem Wandel in der Automobilindust-

rie ergeben sich neue Anforderungen an Gewerbeflächen. Weiterhin sind die Beschäftigungszahlen in 

Gifhorn in der Zeit zwischen 2011 bis 2021 um knapp 8% gestiegen und zeigen gemeinsam mit dem 

positiven Pendlersaldo welche Bedeutung Gifhorn als Arbeitsstandort einnimmt.5 
 

Die GEG als Flächeneigentümerin erhebt Daten zum Interesse an Gewerbeansiedlung auf ihren Grund-

stücken. Der dort erfasste, anhaltende Bedarf kann derzeit nicht an anderer Stelle gedeckt werden. Da 

nur noch wenige freie Gewerbegrundstücke bei der GEG verfügbar und diese bereits reserviert sind. 

Freie Gewerbeflächen im übrigen Stadtgebiet und Bereiche, die wie z.B. das ehem. Continental-Gelände 

aktuell in einem Wandel begriffen sind, befinden sich in privatem Eigentum und stehen insbesondere 

zur Deckung des Bedarfs für kleine und mittlere Bedarfe nicht zur Verfügung. 

 

Die Entwicklung eines großflächigen, multifunktionalen Quartiers im Westen von Gamsen, mit der güns-

tigen Anbindung an die Bundesstraße B 4 und einer guten Einbindung in das öffentliche Busnetz, kann 

helfen, Bedarfe nach neuem Bauland und gewerblichen Bauflächen über einen längeren Zeitraum und 

mehrere Bauabschnitte hinweg zu decken. 

 

Bei der Identifikation von Potenzialflächen zur Entwicklung von Gewerbestandorten und Wohnbebau-

ung hat sich die Stadt Gifhorn auch an die Ziele der regionalen Raumordnung anzupassen, die vom Re-

gionalverband Großraum Braunschweig mit dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) und wei-

teren Konzepten und Werkzeugen gesteuert wird. 

 

Das Konzept regionalbedeutsamer Gewerbestandorte (KOREG) wurde vom Regionalverband als Basis 

für die Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes in Auftrag gegeben, um im Groß-
raum Braunschweig – und damit auch für die Stadt Gifhorn – die potenzielle Versorgung mit strategisch 

wichtigen Industrie- und Gewerbeflächen langfristig zu sichern und zukunftsorientiert zu steuern. Die 

wirtschaftliche Entwicklung in der gesamten Region, zu der Gifhorn als bedeutender Standort gehört, 

wird zunehmend durch einen Mangel an geeigneten, ausreichend großen Flächen gebremst. Das KOREG 

adressiert dieses Problem, indem es systematisch jene Standorte identifiziert, die für eine gewerbliche 

Nutzung in Betracht kommen und für die Entwicklung der jeweiligen Kommune – wie auch Gifhorn – 

und die Region von besonderem Interesse sind. Hier ist insbesondere der Knotenpunkt der Bundes-

straße B 4 mit der Kreisstraße K 34 (Zum Luisenhof) als Erweiterung und Ergänzung des „Gewerbegebie-

tes Westerfeld“, das bereits vollständig bebaut ist, als regional bedeutsame potenzielle Gewerbefläche 

mit einer Größe von insgesamt mehr als 35 ha für gewerbliche Zwecke zu nennen. Dieser Darstellung 

soll mit der Darstellung von rd. 16,2 ha Gewerbebauflächen entsprochen werden. Diese sind im Entwurf 

der Neuaufstellung des RROP 2025 als Vorbehaltsgebiete für industrielle Anlagen und Gewerbe (2.1.4 

03) als Grundsatz der Raumordnung gem. § 3 Abs.1 Nr. 3 Raumordnungsgesetz (ROG) vorgesehen. 
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Neben diesen gewerblichen Bauflächen spielen aber auch langfristige Wohnbaubedarfe für die Stadt-

entwicklung eine wichtige Rolle. Die Umsetzungszeiträume für Teile dieser geplanten Wohnbauflächen 

erstrecken sich oft über einen jahrzehntelangen Planungshorizont. Im folgenden Abschnitt sollen die 

vorhandenen Gewerbe- und Wohnbaupotenziale im Stadtgebiet Gifhorns vorgestellt werden, um die 

langfristigen städtebaulichen Potenziale mit den Zielvorstellungen am Standort „Westerfeld Nord“ in 

Relation zu bringen. 

 
Abb. 2:. Gewerbeflächen (blau) und Wohnbaupotenziale (rot) im Stadtgebiet, ohne Maßstab; Grundkarte © GeoBasis-DE/LGLN 
2025 

Für die obenstehende Abbildung (Abb. 2) wurden die Flächenpotenziale für den Wohnungsbau und die 

Gewerbeansiedlung bis zu den Jahren 2035/2045 betrachtet. 

Die Gewerbeflächenpotenziale orientieren sich dabei in erster Linie an den auch im KOREG vorgesehe-

nen Flächen und an denen, die sich derzeit bereits in Planung oder im Verkauf befinden. 

Bei dem Wohnbaupotenzial hingegen wurden für Gifhorn (mit aktuell ca. 44.860 Einwohnern) der 

Wohnraumbedarf für die Eigenentwicklung und die durchschnittliche natürliche Bevölkerungsentwick-

lung einerseits betrachtet und andererseits die Bevölkerungszahlen aus dem Einwohnermelderegister. 

Demnach ist allein in 2025 die Bevölkerungszahl in Gifhorn um 0,35% angestiegen. Entgegen dem Bun-

desdurchschnitt (< 2 Personen pro Haushalt) wird eine Haushaltsgröße von 2,5 Personen je Wohnung 

zugrunde gelegt. Diese Zahl ergibt sich aus dem Verhältnis der ca. 44.860 Einwohner zur Anzahl von rd. 



 

17.500 Wohnungen in Gifhorn. Da es sich beim Standort Gifhorn und dem Ortsteil Gamsen um ein Ge-

biet handelt, dass laut RROP 2008 unter das Zentrale-Orte-Prinzip fällt, übernimmt es eine herausra-

gende Funktion in Hinblick auf die Siedlungsentwicklung und kann eine potenzielle Kombination aus 

Gewerbeflächen und Siedlungsbereich für Wohnen bündeln. Damit verbunden ist auch die Bereitstel-

lung von Wohnraum und gewerblichen Bauflächen, die über das normale Maß der Eigenentwicklung 

hinaus geht und der Aufgabe eins Mittelzentrums entspricht. 

 

Die Fortschreibung des Wohnraumversorgungskonzeptes für die Stadt Gifhorn6 geht in ihrem Fazit zum 

zukünftigen Neubaubedarf davon aus, dass jährlich im Schnitt 100 neue Wohneinheiten benötigt wer-
den.  

Die im Gebiet „Westerfeld Nord“ insgesamt geplanten 300 – 400 Wohneinheiten, die über mehrere 

Bauabschnitte hinweg entwickelt werden sollen, können somit einen Beitrag zur Deckung des zu erwar-

tenden, zukünftigen Wohnbedarfes leisten. 

Ausgeführt wird dieser erhöhte Bedarf für Gifhorn auch im ISEK (Abschnitt 3.2; Gifhorner Wohnwelten)7 

das zu großen Teilen auf dem Wohnraumversorgungskonzept für die Stadt Gifhorn basiert.  

Laut ISEK wächst die Nachfrage an Wohnraum durch Zuzug und positiver Bevölkerungsentwicklung, es 

bestehen jedoch keine nennenswerten Leerstände. Es wird dort davon ausgegangen, dass bis zum Jahr 

2035 bis zu 92,2 ha neue Wohnbauflächen benötigt werden könnten um langfristige Bedarfe zu decken.  

Die Fortschreibung des Wohnraumversorgungskonzeptes (2024) erwartet im Zeitraum von 2023 bis 

2040 einen Gesamtbedarf von ca. 1.800 Wohneinheiten. Die ausgeführten Bedarfe sind mit Projekten 

der Nachverdichtung alleine nicht zu bewältigen.  

Daneben hat die Stadt Gifhorn zuletzt mit Ratsbeschluss vom 15.12.2025 beschlossen, dass bei der Auf-

stellung von Bebauungsplänen, in denen Wohnen allgemein zulässig ist und in denen Baurechte erst-

malig geschaffen werden, für eine Quote von 20% der geplanten Wohnungen eine Sozialbindung um-

zusetzen ist. 

 

Die aktuellen und geplanten Entwicklungsprojekte zeigen, dass die Stadt primär am Stadtrand wächst. 

Es werden neue Baugebiete erschlossen und Vorratsflächen für die Wohnbebauung vorgehalten. 

Gleichzeitig rückt die Nachverdichtung innerhalb des Siedlungskörpers sowie die Entwicklung von Kon-
versionsflächen in den Fokus. Besonders die innerstädtische Entwicklung eines Klimaschutzquartiers 

(„Hohe Düne“) und die Nutzung von Konversionsflächen wie das ehemalige BGS-Gelände bieten zusätz-

liche Chancen für die Wohnraumentwicklung auf umzunutzenden Flächen. 

 

Wie aus Abbildung 2 zu entnehmen ist, verfügt die Stadt Gifhorn über ein differenziertes Portfolio an 

Flächen für Wohnungsbau und Gewerbeansiedlung. Dabei befinden sich die jeweiligen Flächen in ver-

schiedenen Entwicklungsstadien und reichen von unmittelbar verfügbaren Bereichen, bereits beplanten 

Arealen über Flächen, die sich im Bauleitplanverfahren befinden, bis hin zu langfristigen Entwick-

lungsoptionen. Die Flächen verteilen sich sowohl im Bestand als auch in Rand- und möglichen Konversi-

onsbereichen und bieten sowohl Nachverdichtungs- als auch Neubaumöglichkeiten. 

 

Im folgenden Abschnitt werden die Flächenpotenziale gemäß ihrer Eigenarten kategorisiert und nach 

der Nummerierung aus Abb. 2 in Kürze vorgestellt. 
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Großflächige Entwicklungsbereiche  

 
Dem Grunde nach ist es Ziel der Stadt, neue Baugebiete für Flächen zu entwickeln, die die GEG zuvor 

bereits erworben hat. So hat die Stadt in Zusammenarbeit mit der GEG die Möglichkeit, die Bauland-

preisentwicklung mit zu steuern. Es sollen nur in Ausnahmefällen Baugebiete mit anderen Investoren 

als der GEG entwickelt werden. Dieses Vorgehen ist das Baulandmodell der Stadt Gifhorn. 

 
• 1) Westerfeld Nord / Gewerbestandort KOREG 

 

Dieser Bereich, um den es auch in dieser Änderung des Flächennutzungsplanes geht, wird als eines 

der größten Entwicklungsprojekte der Stadt geführt. Mit insgesamt ca. 16,2 ha gewerblicher Bau-

fläche, 9,5 ha Wohnbaufläche und 2,7 ha gemischter Baufläche bietet es die Option für etwa 20 – 

40 Gewerbeeinheiten und insgesamt ca. 300 – 400 Wohneinheiten (davon ca. 120 – 150 Einfamili-

enhäuser, ca. 120 – 200 Geschosswohnungen, 20 – 40 Betriebsinhaberwohnungen). Dabei spricht 

die Mischung aus Wohnen und nicht- bzw. gering-störendem Gewerbe für eine angestrebte urbane 

Durchmischung mit Nutzungssynergien, wie es für ein Mittelzentrum wie Gifhorn zentralörtlich von 

besonderer Bedeutung ist. Als einer der Bestandteile des KOREG für das Gemeindegebiet Gifhorns 

besitzt der Bereich eine besondere zusätzliche Bedeutung für zukünftige Gewerbeansiedlungen an 

dieser Stelle. Der geplanten Festlegung im Entwurf des RROP 2025 als Vorbehaltsgebiet für Gewer-

beentwicklung wird entsprochen. 

Die Flächen sind bereits im Eigentum der GEG. 

 
• 8) Wittkopsviertel West / 9) Hohes Feld West 

 

Beide Flächen umfassen jeweils rund 10 ha. Das Gebiet Wittkopsviertel West befindet sich derzeit 

noch in einem Bereich, in dem sich ein Landschaftsschutzgebiet (LSG) erstreckt. Zum Erschließen 

der Flächen und zum Entwickeln der potenziell ca. 220 Wohneinheiten muss vor einer möglichen 

Bauleitplanung zuerst die Entlassung aus dem LSG beantragt werden. 

Für den Bereich Hohes Feld West hingegen besteht bereits eine rechtswirksame Darstellung im Flä-

chennutzungsplan als Wohnbaufläche. Es bedürfte zur möglichen Ausgestaltung der dort möglichen 

ca. 145 Wohneinheiten noch eines Bebauungsplanes. Durch die unmittelbare Nähe zum derzeit in 

der Bebauung befindlichen, unmittelbar angrenzenden Gebiet „Hohes Feld“ (B-Plan Nr. 97 „Hohes 
Feld“, 3. Änderung) wird ein möglicher Umsetzungshorizont jedoch erst für das Jahr 2040 ange-

dacht. 

Die Flächen sollen vor Planungsbeginn von der GEG erworben werden. Aufgrund der Vielzahl der 

Grundeigentümer kann eine Umsetzung nur langfristig geschehen. 

 

• 10) und 11) Siedlungserweiterung BGS-Siedlung 

 

Diese beiden Flächen mit insgesamt ca. 13,5 ha und zusammen rund 190 möglichen Wohneinheiten 
bilden ein weiteres bedeutendes, jedoch langfristiges Entwicklungspotenzial. Da es sich bei dem 

Bereich um Flächen im Außenbereich handelt, ist sowohl die vorbereitende, als auch die verbindli-

che Bauleitplanung noch erforderlich. 

Die Flächen sollen vor Planungsbeginn von der GEG erworben werden. 

 

 
Wohnbauareale und kleinere Potenziale 

 
• 3) Sozial- und Gesundheitscampus Gamsen 

 

Für diese Fläche (2,5 ha, 220 WE) ist der Bebauungsplan bereits rechtskräftig. Auch wenn es sich 

dabei zum größten Teil um Mitarbeiterwohnungen für das benachbarte Klinikum handeln soll, ver-

spricht die Planung dennoch, einen wichtigen Beitrag insbesondere für den sozial orientierten Woh-

nungsbau zu leisten. Neben Mitarbeiterwohnungen für das Pflegepersonal des Krankenhauses soll 



 

dort auch ein 20%-iger Anteil an gefördertem Wohnungsbau in Form von Wohnungen für Auszubil-

dende entstehen. Dies ist über einen städtebaulichen Vertrag mit dem Investor gesichert. 

 

• 4) Hohe Düne 
 

Die Bauleitplanung für das Quartier Hohe Düne ist abgeschlossen. Auf den ca. 8,5 ha sollen bis zu 

400 Wohneinheiten entstehen, darunter auch ein 20%-iger Anteil an gefördertem Wohnungsbau. 

Damit kann das Areal einen wesentlichen Beitrag zur Deckung des Wohnraumbedarfes im Bereich 

der Innenstadt sowohl für die Nachfrage nach sozial gefördertem Wohnraum als auch für den frei-

finanzierten Eigentums- und Mietwohnungsbau leisten. Mit der Erschließung des Gebietes wurde 

bereits begonnen. Einige Reihenhäuser an der Feldstraße sind bereits bezogen. Die Baugenehmi-

gung für die Kindertagesstätte mit 30 sozialgebundenen Wohnungen ist erteilt und der Baubeginn 

in Kürze zu erwarten. Für zwei Geschosswohnungsbauten für den frei finanzierten Wohnungsbau 

erfolgen vorbereitende Abstimmungen für einen Bauantrag. Die Realisierung des gesamten Quar-

tieres wird voraussichtlich bis Mitte der 2030er Jahre erfolgen. 

 

• 6a) Rehbohm, 1. Bauabschnitt – Neubokel / 17) Berghop Ost II - Wilsche 
 

Im Bereich Rehbohm, 1. Bauabschnitt liegt ein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. Die Grundstücke 

für ca. 40 Wohneinheiten befinden sich im Verkauf. Ein Anteil von 20% für sozial gefördertem Woh-

nungsbau wurde auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung vertraglich gesichert.  

Auch in dem Bereich Berghop Ost II, dessen Bebauungsplan im Jahr 2025 rechtskräftig geworden 

ist, kann die Erschließung der Fläche beginnen und die potenziellen 80 Wohneinheiten können ca. 

bis zum Jahr 2033 verwirklicht werden. Auch dort wurde ein Anteil von 20% für sozial gefördertem 

Wohnungsbau vertraglich gesichert 

Für beide Baugebiete stehen die Flächen im Eigentum der GEG. Die Vermarktung hat begonnen bzw. 
steht bevor. 

 

• 12) Hesegarten West – Kästorf / 13) Am Kindergarten – Kästorf 

 

Hesegarten West ist mit 1,5 ha und ca. 18 Wohneinheiten ein kleineres, reguläres Entwicklungspo-

tenzial für den Wohnungsbau. Hier handelt es sich um eine langfristige Perspektive. 

Die Flächen sollen vor Planungsbeginn von der GEG erworben werden. 

Im Bereich Am Kindergarten sollen auf 1 ha bis zu 24 Wohneinheiten für besondere Wohnformen 

wie z. B. Tiny Houses, barrierefreie Bungalows und das Modell „Jung kauft alt und Alt baut neu“ 
umgesetzt werden. Eine mögliche Umsetzung über Bebauungspläne könnte kurzfristig erfolgen. 

Die Flächen stehen bereits im Eigentum der GEG. 

 

• 5) I. Koppelweg / 7) III. Koppelweg Süd / 6b) Rehbohm 2. Bauabschnitt 

 

Diese Bereiche sind mit je 2,5 bis 3,5 ha eher im mittleren Segment angesiedelt und bieten Kapazi-

täten von jeweils etwa 30 bis 50 Wohneinheiten. Teilweise besteht eine rechtswirksame Darstellung 

im Flächennutzungsplan. Andere Teile der Flächen befinden sich im unbeplanten Außenbereich. Ei-

nen Zeitplan für die Umsetzung gibt es bisher nicht. 
Die Flächen sollen vor Planungsbeginn von der GEG erworben werden. 

 

 
Großflächige Gewerbepotenziale 

 
• 14) Gifhorn Süd 

 

Als Bestandteil des Konzeptes für Regionale Gewerbeentwicklung (KOREG) des Regionalverband 

Großraum Braunschweig, mit knapp 39 ha und der Option für 40 Gewerbeeinheiten, ist diese Fläche 

einer der größten potenziellen Gewerbestandorte der Stadt. Durch eine wirksame Darstellung im 

Flächennutzungsplan sind die Voraussetzungen für zukünftige Bebauungspläne geschaffen worden. 



 

Durch die Lage in einem Überschwemmungsgebiet ist eine weitere Entwicklung jedoch als an-

spruchsvoll anzusehen. Auch aus diesem Grund ist eine Umsetzung langfristig zu betrachten (ab 

2045 oder später). 

 

• 18) Westerfeld Nordwest – Gamsen 
 

Auf 24 ha und mit 30 – 50 möglichen Gewerbeeinheiten ist auch hier im KOREG eine längerfristige 

Gewerbeentwicklung für Gifhorn vorgesehen. Durch die Lage im unbeplanten Außenbereich ist je-

doch auch an dieser Stelle der gesamte Bauleitplanprozess für den Flächennutzungsplan und die 

verbindliche Bauleitplanung zu durchlaufen. Die Umsetzung ist ab 2035 oder später vorgesehen. 

 

• 16) Wilsche / 19) Westerfeld Süd 
 

Für diesen Bereich liegt bereits ein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. Der hier genannte und in der 

Karte dargestellten Bereich (16) bietet einen der wenigen noch unmittelbar verfügbaren Flächen für 

eine Gewerbeansiedlung. 

Die Fläche steht jedoch im Privateigentum, so dass die Verfügbarkeit nur bedingt besteht. 

Das letzte freie Baugrundstück im Baugebiet „Gewerbegebiet Westerfeld Süd“ (20) ist aktuell reser-

viert und steht kurz vor der Veräußerung. 

  

Konversionsflächen 

 
• 2) Continental-Teves Fläche 

 

Die Umwandlung der Fläche von ehemals Continental-Teves ist ein zentrales Thema der Stadtent-

wicklung. Je nach Eigentumsverhältnissen der ca. 11 ha großen Fläche könnten darauf bis zu 15 

Gewerbeeinheiten entstehen, wobei ein genauer Zeitrahmen für eine mögliche Umsetzung über 

Bebauungspläne noch offen ist. Eine Entwicklung derartiger Flächen ist oft mit besonderen Heraus-

forderungen (z. B. Altlasten, Erschließung) verbunden, bietet jedoch große Chancen für die Innen-

entwicklung. 

Aktuell ist eine Machbarkeitsstudie für die Konversion dieses Bereiches beauftragt. 

 

• 15) BGS-Konversion 
 

Die Konversion, also die Umnutzung, des ehemaligen BGS-Geländes ist schon länger ein Thema für 

die Stadtentwicklung in Gifhorn. Für die mittelfristig realisierbare Potenzialfläche mit etwa 5,5 ha 

ist eine Umwandlung hin zu einer Wohnbebauung denkbar. Diese könnte Platz bieten für 80 

Wohneinheiten. Aufgrund der Vorbelastung durch den Fluglärm der benachbarten Bundespolizei-

Fliegerstaffel sind aber auch andere, beispielsweise gewerbliche Nutzungen denkbar. Ein mögliches 

Verfahren für einen Bebauungsplan könnte perspektivisch bis 2028 denkbar sein. 

Aktuell ist eine Machbarkeitsstudie für die Konversion dieses Bereiches beauftragt. 

 

 

Nachverdichtung 
 
In den Baugebieten der 1960er und 1970er Jahre besteht auf Grund der sehr großen Baugrundstücke 

ein Nachverdichtungspotenzial vorrangig im Bereich des Einfamilienhausbaues. Zu diesem Zweck hat 

die Stadt bereits in einigen Bebauungsplänen Änderungen vorgenommen. Künftig steht hier auch das 

Mittel des sogenannten Bauturbo für Befreiungen von den Festsetzungen rechtskräftiger Bebauungs-

pläne gem. § 31 Abs.3 BauGB mit Zustimmung der Stadt gem. § 36 BauGB zur Verfügung. Auf diesen 

Wegen werden jedoch immer nur einzelne Wohnhäuser entstehen, da die Grundstücke im Privateigen-

tum sehen. 

 

Im Rahmen der langfristigen Ziele der Stadtentwicklung steht Gifhorn vor der Aufgabe, ein sehr breit 

gefächertes Flächenpotenzial in unterschiedlichen Zeiträumen und Entwicklungsstadien zu aktivieren. 



 

Die Vielfalt der Flächen – von großflächigen Neuausweisungen über Konversionsflächen bis zu Projekten 

der Nachverdichtung – bietet sowohl Chancen für eine vielfältige Stadtentwicklung als auch Herausfor-

derungen in der Koordinierung, Planung und Umsetzung. Das Nebeneinander von Wohnbau- und Ge-

werbeflächen, die Integration von alternativen Wohnformen sowie die Berücksichtigung von sozial ge-

fördertem Wohnungsbau und Gesundheitsaspekten unterstreichen die anspruchsvolle Steuerung, mit 

der Gifhorn auf wachsende und sich wandelnde Bedarfe reagieren kann und muss. Eine strategische 

Priorisierung und abgestimmte Entwicklung werden notwendig sein, um den unterschiedlichen Zeitho-

rizonten und Nutzungsansprüchen gerecht zu werden und die Attraktivität und Funktionsfähigkeit der 

Stadt nachhaltig zu sichern. 
 

Im Zuge des Vorhabens „Westerfeld Nord“ nutzt die Stadt Gifhorn die Möglichkeiten die sie als Mittel-

zentrum und durch das Zentrale-Orte-Prinzip erhält, um die Stadtentwicklung über die Rolle der Eigen-

entwicklung hinaus aktiv zu gestalten und dem Bedarf an Wohnraum und gewerblichen Bauflächen so-

wohl für die lokale Bevölkerung als auch für Nachfrage für Zuzüge nachzukommen. 

 

Auch deswegen ist die 135. Änderung des Flächennutzungsplanes zu diesem Zeitpunkt von besonderer 

Wichtigkeit, um über zu entwickelnde Bebauungspläne und Bauabschnitte den Wohn- und Gewerbebe-

darf im Mittelzentrum und insbesondere am Standort Gamsen zu steuern und zu decken. 
 

 

B) Planungsinhalte / Darstellungen 

 

1. Wohnbauflächen (W) 
 

Im Plangebiet soll die Realisierung sowohl von Einzel- und Doppelhäusern als auch von sozial geförder-

tem Wohnungsbau sowie frei finanziertem Miet- und Eigentumswohnungsbau vorbereitet werden. Mit 

der Darstellung als Wohnbaufläche (W) sollen die Flächen für eine Wohnbaunutzung auf der Ebene der 

vorbereitenden Bauleitplanung mittel- bis langfristig gesichert werden. Zu diesem Zweck sollen 9,5 ha 

Wohnbaufläche (W) dargestellt werden. 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird eine Differenzierung der Nutzungen entsprechend 

des städtebaulichen Konzeptes „Westerfeld Nord“ und unter Berücksichtigung des angrenzenden Be-

standes erfolgen. Weiterhin werden Verkehrsflächen in den neuen Siedlungsbereichen entstehen.  

Die Inhalte dieser Flächennutzungsplanänderung werden als nächster Schritt in Bebauungsplänen für 

bedarfsgerechte Bauabschnitte konkretisiert.  

 

2. Gemischte Bauflächen (M) 
 

Im Rahmen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung werden im Plangebiet im Umfang von 2,7 ha 

gemischte Bauflächen (M) dargestellt, um die Entwicklung eines großflächigen, multifunktionalen Quar-
tiers gemäß dem zugrundeliegenden, städtebaulichen Konzept zu ermöglichen. Ziel ist die Schaffung ei-

nes urbanen Nutzungsmixes, der Wohnen, nicht-störende gewerbliche Nutzungen sowie quartiersdienli-

che Einrichtungen bündelt und damit eine hohe Nutzungsvielfalt, kurze Wege und eine effiziente Flächen-

nutzung sicherstellt. 

Mit der Darstellung gemischter Bauflächen im Flächennutzungsplan wird die planungsrechtliche Grund-

lage für die Entwicklung eines urbanen, funktionsgemischten Quartiers geschaffen. Eine nachfolgende 

verbindliche Bauleitplanung kann die zulässigen Nutzungen, städtebaulichen Kennwerte und Maßnah-

men des Immissionsschutzes in Bebauungsplänen konkretisieren und die Zielsetzungen des städtebauli-

chen Konzeptes sichern. 

 

  



 

3. Gewerbliche Bauflächen (G) 
 

Zur weiteren Umsetzung eines großflächigen, multifunktionalen Quartiers stellt die Flächennutzungs-

planänderung im Plangebiet im Umfang von 16,2 ha gewerbliche Bauflächen (G) dar. Ziel ist die Sicherung 

und Entwicklung eines leistungsfähigen, städtebaulich verträglichen Gewerbestandortes, der insbeson-

dere nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe gemäß den Grundsätzen einer funktionsgemischten, 

emissionsarmen Quartiersentwicklung aufnimmt. Dabei soll in der Umsetzung sowohl der Nachfrage nach 

kleinen Gewerbebaugrundstücken aber auch für großflächige Ansiedlungen entsprochen werden. 

Mit diesen Darstellungen tragen die gewerblichen Bauflächen zur funktionsverträglichen und zukunftsfä-
higen Entwicklung eines solchen multifunktionalen Quartiers bei, sichern Arbeitsplätze vor Ort und ge-

währleisten zugleich eine hohe städtebauliche und umweltbezogene Qualität. 

Konkrete Ausgestaltungen erfolgen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. 

 

4. Sonderbauflächen (S) – Handel, Dienstleistung, Infrastruktureinrichtungen 
 

Unter Beachtung des städtebaulichen Konzeptes „Westerfeld Nord“ sieht die Flächennutzungsplanän-

derung die Ausweisung von Sonderbauflächen (S) im Umfang von 3,1 ha für Handel, Dienstleistungen 

und Infrastruktureinrichtungen vor. Ziel ist die Entwicklung eines vielseitigen Quartiers mit einer hohen 

Nutzungsdurchmischung, das zur Stärkung der zentralörtlichen Versorgungsfunktion beiträgt und die 

Ziele der Landesplanung und der regionalen Raumordnung beachtet. Mit der Ausweisung der Sonder-

bauflächen leistet die Flächennutzungsplanänderung einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung jenes 

städtebaulichen Konzeptes, zur Stärkung der zentralen Versorgungsbereiche und zur Sicherung einer 

nachhaltigen, multifunktionalen Quartiersentwicklung im Einklang mit den Zielen der Raumordnung. 

Zukünftig soll auf Basis einer Konzeptvergabe die Nutzung der Sonderbaufläche auf Ebene der Bebau-

ungspläne konkret ausgestaltet werden. Aus diesem Grund ist die Darstellung der Sonderbaufläche für 

die o.g. Nutzungen gewählt worden, um flexibel agieren zu können. 

 

5. Grünflächen 
 
Etwa 17% (ca. 6,5 ha) des Plangebietes sollen als Grünflächen dargestellt werden. Aufgrund des Höhen-

profils des Geländes, mit Höhenunterschieden von bis zu 6 Metern, besteht eine Hauptaufgabe der Grün-

flächen hier jedoch darin, als Regenwasserrückhaltemaßnahme zu dienen. Durch den voraussichtlich 

überwiegend technischen Zweck dieser Flächen wird der Bereich nur einen begrenzten Wert in Hinblick 

auf einen naturschutzrechtlichen Ausgleich erzielen. Für die Wohnqualität im Quartier kommt den Grün- 

und Wasserflächen jedoch eine besondere Bedeutung zu. Darüber hinaus werden die beiden nördlichen 

Teilflächen mit den bestehenden Teichen den Biotopverbund ergänzen. Im Entwurf des RROP 2025 ist 

dort ein Vorranggebiet für Natur und Landschaft mit linienhafter Ausprägung (3.1.2.13) festgelegt. Der 

raumordnerischen Vorgabe wird also entsprochen. Ein mögliches vernetzendes Quartiersgrün, mit Auf-

enthalts- und Spielfunktion, zwischen den verschiedenartigen Bauflächen kann auf Ebene der verbindli-

chen Bauleitplanung festgesetzt werden.  

 

6. Oberflächengewässer 
 

Im Änderungsbereich bestehen Gewässer III. Ordnung, die in den Donagraben nördlich des Änderungs-

bereiches münden. Die Schau- und Unterhaltungsverordnung wird bei der weiteren Realisierung zu be-

achten sein. 

 

Ebenfalls nördlich angrenzend befinden sich zahlreiche Fischteiche mit einer großzügigen Eingrünung, 
die in Verbindung mit dem Donagraben stehen und die im Entwurf des Regionalen Raumordnungspro-

gramms 2025 als Vorranggebiet für Natur- und Landschaft mit linienhafter Ausprägung festgelegt sind. 

Durch die Darstellung der beiden nördlichen Grünflächen, die die Funktion von Regenwasserrückhalte-

maßnahmen übernehmen sollen, wird diese Struktur ergänzt und gestärkt. 

  



 

7. Verkehrliche Erschließung / Verkehrsflächen 
 

Die Erschließung der Planfläche kann über die bestehende Verkehrsinfrastruktur gewährleistet werden. 

So sieht das städtebauliche Konzept „Westerfeld Nord“ zwei Zufahrten von Süden über die Straße „Zum 

Luisenhof“ vor. Darüber hinaus soll das Plangebiet auch von Norden/Nordosten an die Straße „Wehr-

bruch“ angebunden werden, um insbesondere für die Landwirte die Erschließung weiterhin landwirt-

schaftlich genutzter Flächen zu sichern. 

Eine gesonderte Darstellung von Verkehrsflächen innerhalb der Flächen allgemeiner baulicher Nutzung 

erfolgt in dieser Flächennutzungsplanänderung nicht. Gemäß der sich ebenfalls im Verfahren befindli-
chen 131. Flächennutzungsplanänderung und der damit einhergehenden Digitalisierung und Neube-

kanntmachung wird sich die Darstellung von Straßen auf die bereits im Verkehrsentwicklungsplan 2002 

kategorisierten, verkehrswichtigen Straßen beschränken.  

Die nächstgelegenen Haltestellen für den öffentlichen Personennahverkehr befinden sich an der 

„Bruno-Kuhn-Straße“ sowie der Straße „Zum Luisenhof“ jeweils in ca. 200 m Entfernung und der „Ham-

burger Straße“ in ungefähr 300 m Entfernung. Im Zuge der Realisierung des Baugebietes ist die Schaf-

fung weiterer Bushaltestellen und eine angemessene Erweiterung des Liniennetzes angestrebt. 

Stellplätze für den ruhenden Verkehr sind auf den privaten Bauflächen je nach ihrer Nutzung entspre-

chend der Niedersächsischen Bauordnung nachzuweisen. 

Im öffentlichen Straßenraum werden die entsprechend der Richtlinie für den ruhenden Verkehr vorge-

sehenen Parkplätze zur Verfügung gestellt werden können. 

 

8. Ver- und Entsorgung 
 

Die Anbindung des Plangebietes an die Ver- und Entsorger der Stadt Gifhorn erfolgt als Erweiterung der 

bestehenden Netz-Infrastruktur in Abstimmung mit den jeweiligen Betreibern. 

Die Wasserversorgung der Neubaugrundstücke wird durch den Anschluss an die zentrale Wasserversor-

gung der Stadt Gifhorn sichergestellt. 

Träger der Abwasserbeseitigung ist die Stadt Gifhorn, bzw. der Abwasser- und Straßenreinigungsbetrieb 

Gifhorn (ASG) als städtischer Eigenbetrieb.  

Ein Anschluss an das bestehende Kanalnetz in den angrenzenden Baugebieten könnte sich als an-

spruchsvoll erweisen, da das Höhenprofil des Geländes Pumpwerke an entsprechender Stelle notwen-

dig machen könnte. Auf diese Weise ließe sich das anfallende Abwasser auch über Höhenunterschiede 

in das öffentliche Netz pumpen.  

Für eine Ableitung über Nachbargrundstücke wäre das Leitungsrecht durch Eintragung ins Grundbuch 

bzw. durch Baulast zu sichern.  

Das Niederschlagswasser ist grundsätzlich durch den Grundstückseigentümer gem. § 96 (3) Niedersäch-

sisches Wasserhaushaltsgesetz (NWG) über eine belebte Bodenzone zu versickern oder in anderer ge-

eigneter Weise auf dem jeweiligen Grundstück zu bewirtschaften. Kanäle zum Einleiten von Nieder-

schlagswasser sind im Plangebiet bisher nicht vorhanden, lediglich bestehende Gräben (Gewässer III. 
Ordnung) durchziehen das Plangebiet. Diese Gräben übernehmen die Funktion der Vorflut. Im Rahmen 

der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt dazu eine entsprechende Begutachtung und Fachplanung. 

 

Brandschutz / Löschwasserbereitstellung 

Zur Sicherstellung der erforderlichen Löschwasserversorgung ist neben der abhängigen Löschwasser-

versorgung (Hydranten im Trinkwassernetz) auch eine unabhängige Löschwasserversorgung (z. B. über 

Löschwasserbrunnen) zu gewährleisten. Dabei erfolgt die Löschwasserbereitstellung durch das Wasser-

werk der Stadt Gifhorn. 

Konkrete Einzelheiten zum Brandschutz und der Löschwasserbereitstellung (z. B. über Löschwasserent-

nahmestellen) werden in den Bebauungsplänen und bei der Realisierung geregelt und sind durch zu-

künftige Anlagenbetreiber in Zusammenarbeit mit dem Gemeinde-/Stadtbrandmeister festzulegen. 

 



 

9. Belange der Landwirtschaft 
 

Die bisher im Plangebiet landwirtschaftlich genutzten Flächen werden durch die verschiedenen Darstel-

lungen überplant. In den derzeitigen Festlegungen des RROP 2008 ist der Bereich als Vorbehaltsgebiet 

für die Landwirtschaft vorgesehen, sowohl aufgrund des hohen, natürlichen, standortgebundenen land-

wirtschaftlichen Ertragspotenzials als auch aufgrund der besonderen Funktion der Landwirtschaft. 

Alle Flächen befinden sich im Eigentum der GEG. Der Verkauf der Flächen ist überwiegend direkt durch 

die Landwirte erfolgt. Insofern kann davon ausgegangen werden, dass diese Belange der örtlichen Land-

wirte berücksichtigt sind. 

Bei der Realisierung wird die Stadt dafür Sorge tragen, dass alle angrenzenden landwirtschaftlich ge-

nutzten Flächen weiterhin angemessen erschlossen werden. 

Ebenfalls ist bei der Realisierung dafür Sorge zu tragen, den Übergang zu weiterhin landwirtschaftlich 

genutzten Flächen verträglich zu gestalten. 

Aufgrund der Größe des Plangebietes ist davon auszugehen, dass die verbindliche Bauleitplanung in 

mehreren Planungsphasen und Abschnitten über einen längeren Zeitraum umgesetzt werden wird. 

Dadurch ergibt sich für die Pächter und Flächeneigentümer die Möglichkeit zur weiteren landwirtschaft-

lichen Nutzung der noch unbeplanten Teilflächen, bis zur Realisierung. 

Erfahrungsgemäß sollte eine Ortung von Drainage- oder Beregnungsleitungen innerhalb oder angren-

zend an die betroffenen Flächen frühzeitig erfolgen, um den Flächeneigentümern genügend Zeit für 

entsprechende Maßnahmen zur Ver- bzw. Umlegung vorhandener Leitungen zu gewähren. 

In Abwägung der landwirtschaftlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere zur Schaf-

fung von neuem Wohnraum in Verbindung mit dem, in diesem Fall, multifunktionalen Quartierskonzept, 

wird die Planung als vertretbar erachtet. Die voraussichtliche, zeitliche Streckung der verbindlichen Bau-

leitplanung und ihrer Planungsabschnitte trägt nach Ansicht der Verwaltung auch zu einer besseren 

Verträglichkeit mit den Belangen der Landwirtschaft bei, auch wenn der Landwirtschaft nach Ende des 

Planverfahrens nutzbare Flächen entzogen werden. Dies ist insbesondere angemessen, da die Landwirte 

ihr Flächen an die GEG zum Zwecke der Bebauung verkauft haben. 

 

10. Belange von Natur, Landschaft und Klima 
 

Im Rahmen der Umweltprüfung wurde eine Bestandsaufnahme der Belange des Umweltschutzes und 

seiner jeweiligen Schutzgüter durchgeführt und eine Einschätzung hinsichtlich der Verträglichkeit der 

Planung mit allen Schutzgütern vorgenommen. 

Der Änderungsbereich umfasst eine Größe von rund 38 ha, die bisher als Flächen für die Landwirtschaft 

dargestellt sind und ackerwirtschaftlich genutzt werden. 

Im Rahmen des weiteren Verfahrens wird eine weitere Bestandsaufnahme der Belange des Umwelt-

schutzes und seiner jeweiligen Schutzgüter durchgeführt und eine Eingriffsbilanzierung vorgenommen. 

Bei der Umsetzung in Bebauungspläne wird ein besonderes Augenmerk auf die Gestaltung der Über-

gänge zur freien Landschaft auch am Übergang zu weiterhin landwirtschaftlich genutzten Flächen zu 

legen sein. Die vorhandenen Gehölze sollen nach Möglichkeit erhalten werden und die vorhandenen 

Gewässer sind angemessen zu berücksichtigen. 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen werden auf 

Ebene der Bebauungspläne ermittelt und gesichert. Diese Vorgehensweise wird als angemessen ange-

sehen, weil sich aus der vorbereitenden Bauleitplanung kein unmittelbares Baurecht begründet. 

  



 

11. Altstandorte/ Altlasten / Immissionsschutz 
 
Altlasten 

Im Rahmen der Bauleitplanung hat die Gemeinde nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die „allgemeinen Anforde-

rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ zu berücksichtigen. Dabei ist zu prüfen, ob und in-

wieweit erhebliche Gefährdungen für Umwelt und Gesundheit vorliegen. Insbesondere ist die Frage zu 

klären, ob Gefahren für die im konkreten Einzelfall vorgesehene bauliche Nutzung zu erwarten sind. 

Altlasten oder Altablagerungen im Plangebiet sind nicht bekannt. Ein Hinweis auf einen Altstandort ist 

ebenfalls nicht bekannt. (NIBIS® Kartenserver, abgerufen 27.10.2025) 
 

Kriegseinwirkungen 

Durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (LGLN) wurden mehrere Luftbildauswertungen (2020, 2021 und 2025) im und entlang des 

Plangebietes durchgeführt. Dabei wurde kein Verdacht auf Abwurfkampfmittel und somit auch kein un-

mittelbarer Handlungsbedarf festgestellt. Einzig im Bereich der Straße „Zum Luisenhof“/Kreisstraße K 34 

wurden Schützenlöcher entdeckt, die bei der Erschließung in die Beurteilung eines folgenden baulichen 

Vorgehens mit aufgenommen werden müssen. 

Es besteht lediglich der allgemeine Kampfmittelverdacht. 

 

Hinweis: 

Sollten bei Erdarbeiten Hinweise auf Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Brandmunition, Minen etc.) 

gefunden werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmit-

telbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsen bei der RD Hameln-Hannover des LGLN zu benachrichti-

gen. 

 

Immissionsschutz: 

 

Verkehrslärm:  

Der Änderungsbereich in Gamsen grenzt östlich an die Bundesstraße B 4.  
Im Rahmen der Erarbeitung des Verkehrsentwicklungsplanes „Leitbild Mobilität 2030“ wurden Verkehrs-

zählungen durchgeführt. Die Verkehrsmenge im Werktagsverkehr im Analysefall 2018 ist dort mit 18.400 

Kfz am Tag anzunehmen. Auf der südlich angrenzenden Straße „Zum Luisenhof“/ Kreisstraße K 34 sind 

dort 2.800 Kfz erfasst.  

Bereits auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung wird hier reagiert und es werden entlang der 

Straßen die weniger lärmempfindlichen Nutzungen vorgesehen – an der Bundesstraße B 4 die Gewerbe-

bauflächen und entlang der Kreisstraße die Sonderbaubereiche für Handel, Dienstleistungen und Infra-

struktur. Durch die Gliederung der Nutzungen wird hier bereits den Erfordernissen des Immissionsschut-

zes Rechnung getragen.  

Bei der Umsetzung in Bebauungspläne wird dann der Nutzung des Feuerwehrstandortes ein besonderes 

Augenmerk gehören. Innerhalb der künftigen Gewerbegebiete wird es eine Gliederung hinsichtlich der 

Emissionskontingente geben und der Ziel- und Quellverkehr im Gebiet wird berücksichtigt. So werden 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Rahmen der weiteren Planung gesichert werden können. 

Auf Grundlage der dargestellten Rahmenbedingungen wurde eine Abschätzung der Verkehrslärmimmis-

sionen nach dem vereinfachten Schätzverfahren für Verkehrsanlagen gemäß der Anlage 1 der DIN 18005-

1 (Schallschutz im Städtebau) durchgeführt. Bezogen auf den Verkehrslärm und das als „Pufferzone“ die-

nende Gewerbegebiet kann davon ausgegangen werden, dass im Plangebiet gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse sicher eingehalten werden können. Für die zu entwickelnden Bebauungspläne werden ein 

Schallgutachten und eine Verkehrsuntersuchung in Auftrag gegeben, um für die verbindliche Bauleitpla-
nung hochaktuelle Daten zur Örtlichkeit zu erhalten. Die Ergebnisse der Gutachten werden bei der wei-

teren Planung berücksichtigt und in die Planfestsetzungen eingehen. 

 

Immissionen aus der Landwirtschaft: 

Angrenzend an das Plangebiet befinden sich weiterhin landwirtschaftliche Flächen. Aufgrund der Lage 

am Ortsrand und je nach Aufgliederung zukünftiger Bauabschnitte können bei der Bewirtschaftung die-

ser Flächen im Plangebiet Emissionen in Form von Staub, Lärm, Sprühnebel und Gerüchen auftreten, 

auch in den frühen Morgen- und späten Abendstunden. Insgesamt werden sich in dem neuen Baugebiet 



 

die von der Landwirtschaft auf den benachbarten Flächen ausgehenden Emissionen nicht vollständig 

vermeiden lassen. Diese Immissionen sind im Rahmen der gegenseitigen Rücksichtnahme von den künf-

tigen Anwohnern des Neubaugebietes ebenso wie von den Anwohnern der vorhandenen Bebauung als 

ortsüblich zu tolerieren. 

Weiteres hierzu wird auf Ebene der Bebauungspläne geregelt. 

 

12. Archäologie und Denkmalpflege 
 

Daten zu archäologischen Funden, Ausgrabungen oder Denkmalobjekten innerhalb des Änderungsbe-

reiches für das Plangebiet liegen bisher nicht vor. 

Alle eingehenden Stellungnahmen zu etwaigen Ergebnissen oder Informationen zu potenziellen archä-

ologischen Verdachtsflächen werden während des späteren Beteiligungsverfahrens eingepflegt und fin-

den somit Einzug in die weitere Bewertung. 

Grundsätzlich kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale 

auftreten, welche durch vorherige Begehungen oder Prospektionen nicht entdeckt worden sind. Solche 

Funde oder Befunde sind unverzüglich der zuständigen Denkmalschutzbehörde, bzw. der Kreis- und 

Stadtarchäologie Gifhorn mitzuteilen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Möglicherweise auftretende Funde sind zu 

sichern, die Fundstelle unverändert zu belassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

Sichere Angaben über das tatsächliche Vorhandensein, die genaue Ausdehnung und den Erhaltungsgrad 

denkmalwerter Substanz im Boden können erst nach der Anlage archäologischer Suchschnitte getroffen 

werden. Eine solche Beurteilung darf nur im Einvernehmen mit der Unteren Denkmalschutzbehörde 

bzw. mit der Kreis- und Stadtarchäologie durchgeführt werden. 

 

13. Hinweise aus Sicht der Fachplanungen 
 

Archäologie und Denkmalpflege 

 

Aus der Stellungnahme des Landkreises Gifhorn vom 19.02.2026: 

 

Aufgrund der Nähe zu bekannten Fundstellen (Gamsen FStNr. 35 Flint Rechteckbeil) und der to-

pographischen Situation ist eine erhöhte Wahrscheinlichkeit des Auftretens archäologischer Bo-

denfunde gegeben (Bodendenkmale gemäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzge-

setzes). 

Über die genaue Ausdehnung oder den Erhaltungszustand der archäologischen Fundstelle kön-

nen ohne weitere Untersuchungen (Prospektion) keine Aussagen getroffen werden. Bei Erdein-

griffen ist jedoch mit der Gefährdung gesetzlich geschützter Bodendenkmäler zu rechnen. 

Gemäß § 10 NDSchG in Verbindung mit § 13 NDSchG bedürfen Erdarbeiten in diesem Gebiet 

daher einer denkmalrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde (Kreis- und 

Stadtarchäologie Gifhorn). 

Mit Auflagen zur Sicherung oder vorherigen Ausgrabung muss gerechnet werden. 

Es wird empfohlen, im Vorfeld weiterer Planungen zu überprüfen, inwieweit archäologische Bo-

dendenkmale betroffen sind. Hierzu sind in Absprache und im Einvernehmen mit der Unteren 
Denkmalschutzbehörde / Kreis- und Stadtarchäologie Gifhorn geeignete Prospektionsmaßnah-

men anzusetzen. 

 

 

  



 

Verkehrliche Erschließung / Verkehrsflächen 
 

Aus der Stellungnahme des Landkreises Gifhorn vom 19.02.2026: 

 

Das Plangebiet „Westerfeld Nord TP 3“ grenzt von Norden her an die freie Strecke der Kreisstraße 

34 und befindet sich derzeit außerhalb der geschlossenen Ortslage. Die Erschließung des Plan-

gebiets soll über zwei direkte Zufahrten von der K 34 erfolgen. 

In der konkreten Bauleitplanung wären hier grundsätzlich die Abstandsregelungen nach § 24 

NStrG und die Zufahrtsregelungen nach §§ 20, 24 NStrG zu beachten, soweit die Ortsdurchfahrts-
grenze nicht verlegt wird. 

Die Straßenbauverwaltung des Landkreises Gifhorn hat bereits der Stadt Gifhorn die Verlegung 

der OD-Grenze Richtung Westen bis zum Kreisverkehrsplatz in Aussicht gestellt. Nähere Vorga-

ben hierzu werden vom Landkreis Gifhorn im Rahmen des B-Planverfahrens gemacht. 

 

 

Grundwasser und Oberflächengewässer 
 
Aus der Stellungnahme des Landkreises Gifhorn vom 19.02.2026: 

 

Stellungnahme 9.2 Sachgebiet Grundwasser 

Die Flächen befinden sich im Trinkwassergewinnungsgebiet Gifhorn innerhalb der zukünftigen 

Schutzzone IIIB. Hierdurch kann es zu Einschränkungen kommen. 

 

Stellungnahme 9.2 Sachgebiet Oberfächengewässer 

Im und entlang des Änderungsbereichs verlaufen mehrere Gewässer III. Ordnung. 

 

Gemäß Schau- und Unterhaltungsordnung für die Gewässer dritter Ordnung ist ein beidseitiger 

5 m breiter Streifen entlang der oberen Böschungskante so zu bewirtschaften, dass die Unter-

haltung nicht beeinträchtigt wird. 
Bei der Beplanung der Flächen ist zu beachten, dass dieser Streifen freigehalten wird und mit 

Räumgeräten befahrbar sein muss, soweit er nicht bereits jetzt mit Gehölzen bestanden ist. 

An Gewässern dritter Ordnung ist nach § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 58 Nieder-

sächsisches Wassergesetz (NWG) beidseits ein 3 m breiter Gewässerrandstreifen ab Böschungs-

oberkante festgesetzt. 

Im Gewässerrandstreifen und Unterhaltungsstreifen dürfen keine Veränderungen der Oberflä-

che erfolgen, auch keine Aufschüttungen oder Lagerung von Gegenständen. 

Im Gewässerrandstreifen vorhandene standortgerechte Gehölze müssen erhalten werden. 

Die Gewässer dürfen nicht überbaut werden. Anlagen in, an, über oder unter Gewässern, z. B. 

auch Überfahrten, Kabel oder Zaunanlagen, bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung. 

 

Die Gewässer sind zzgl. der Gewässerrandstreifen und Unterhaltungsstreifen (mindestens 5 m 

beidseits ab Böschungsoberkante) den o. g. Vorgaben entsprechend im Bebauungsplan zu si-

chern. 

 

 

Ver- und Entsorgung 
 

Aus der Stellungnahme des Landkreises Gifhorn vom 19.02.2026: 
 

Das Plangebiet der 135. Flächennutzungsplanänderung (Westerfeld Nord TP 3) befindet sich 

nicht im Zuständigkeitsbereich / Ausbaugebiet des Landkreises Gifhorn Regiebetrieb Breitband-

ausbau. 

Etwaige Netzerweiterungen sind grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Daher sind im Zuge nach-

gelagerter Planungsphasen sowie maximal zwei Wochen vor Baubeginn, aktuelle Leitungsaus-

künfte (LWL-Leitungsauskunft@Landkreis Gifhorn.de) einzuholen und sich über die genaue Lage 

der vorhandenen LWL Leitungen zu informieren. 



 

 

Desgleichen möchten wir vorsorglich darauf hinweisen, dass das Plangebiet sich im Zuständig-

keitsbereich des eigenwirtschaftlichen Ausbaues der net services GmbH & Co.KG befindet (lei-

tungsauskuenfte@netservices) befindet.“ 

 

 

Aus der Stellungnahme des ExxonMobil Production Deutschland GmbH vom 04.02.2026: 

 

„Wir weisen darauf hin, dass unsere Angaben/Planeintragungen zur unverbindlichen Vorinfor-
mation erfolgen. Die Angaben über Lage, Deckung und Verlauf der u. g. BEB/MEEG-Anlage(n) 

sind so lange als unverbindlich anzusehen, bis sie in der Örtlichkeit durch einen Beauftragten der 

EMPG bestätigt werden. 

 

Wir machen darauf aufmerksam, dass sämtliche durch die Maßnahme entstehenden Kosten für 

Sicherungsmaßnahmen, technische Anpassungen, Umbaumaßnahmen u .Ä. an unseren Anlagen 

vom Verursacher der Maßnahme zu tragen sind. 

 

Der gesamte Schutzstreifen unserer Leitung(en) ist gem. dem geltenden technischen Regelwerk 

als Bauverbotszone definiert bzw. auszuweisen, so dass zur Gewährleistung der Sicherheit der 

Leitung(en) und zu eventuell erforderlichen Unterhaltungs- und Reparaturarbeiten eine jederzei-

tige Erreichbarkeit der Leitung(en), auch mit Maschineneinsatz, gewährleistet ist. 

Im Schutzstreifenbereich besteht des Weiteren auch ein Verbot leitungsgefährdender Maßnah-

men. Dazu zählt u.a. auch das Anpflanzen oder Aufwachsen lassen von Bäumen und Sträuchern, 

sowie das Setzen von tiefwurzelnden Pflanzen. 

 

Zuständig für unsere u. g. Betriebseinrichtungen ist unser Leitungsüberwachungsbetrieb in 

Steinhorst: 

 

ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
Betrieb Osthannover 

Bahnhofstraße 20 

29367 Steinhorst 

Tel: 0 51 48 / 98 99-0 

 

Falls dort niemand erreichbar ist, bitte Kontakt unter dem Stichwort „Plananfrage Eldingen“ mit 

der Pförtnerei in Söhlingen aufnehmen: 0 42 62 / 30 20. 

 

Die Schutzanweisungen fügen wir mit der Bitte um Beachtung bei. Sie sind auf Baustellen zu-

sammen mit den Plänen vorzuhalten. 

Tiefbau- und Dränagearbeiten mit Maschineneinsatz im Schutzstreifen der Leitung(en) müssen 

von unserem zuständigen Überwachungsbetrieb ständig beaufsichtigt werden.“ 

 

 

Aus den Stellungnahmen der LSW Netz GmbH & Co. KG vom 26.01. und 29.01.2026: 

 

„Im betroffenen Bereich befinden sich Versorgungsleitungen, welche durch die LSW Netz GmbH 

& Co. KG betrieben werden. Diese Leistungen dürfen generell nicht überbaut oder mit Bäumen 

überpflanzt werden, damit das Wurzelwerk unsere Versorgungsleitungen nicht beschädigen 
kann und diese für Reparatur- und Erneuerungsarbeiten zugänglich bleiben. Außerdem ist bei 

der Trassenvergabe darauf zu achten, dass die Leitungen nicht durch andere Leitungsträger 

überbaut werden und somit jederzeit die Zugänglichkeit gegeben bleibt. (Kreuzungen von Lei-

tungsträgern ausgenommen) 

 

Bezüglich einzuhaltender Abstände, Schutzstreifen und Arbeiten im Bereich unserer Versor-

gungsleitungen ist die im Anhang beigefügte Anlage 

„LSW_Anweisungen_zum_Schutz_unterirdischer_Leitungen.pdf“ zu beachten. 



 

 

Sofern Bauarbeiten im Bereich unserer Leitungen oder Anlagen geplant sind, stimmen Sie diese 

bitte im Vorfeld mit uns ab. Vor dem Beginn von Tiefbauarbeiten im Bereich der Kabel ist unser 

vor Ort zuständiger Netzmeister Olaf Küster, +49 (5371) 802 – 2321 zu informieren. In einigen 

Fällen ist es erforderlich, die Leitungen temporär abzuschalten. 

 

Um eine langfristig sichere und effiziente Versorgung gewährleisten zu können, sind wesentliche 

Prämissen für die Netzplanung notwendig. Daher ist es erforderlich, sogenannte „Sonderver-

braucher“ zu berücksichtigen. Bitte setzen Sie uns daher insbesondere über die Planung von La-
deinfrastruktur für Elektrofahrzeuge mit mehr als 12kW schriftlich in Kenntnis. Spätere Änderun-

gen der Planungsprämissen könne zu veränderten Trassenverläufen und/oder zusätzlichem 

Platzbedarf führen. 

 

Für die Erschließung des gesamten Baugebiets mit Elektrizität wird die Errichtung von mindes-

tens zwei Transformatorstationen mit einem Grundstücksflächenbedarf von ca. 7 m x6 m im öf-

fentlichen Verkehrsraum notwendig. 

 

Zusätzlich gilt für das Gewerbegebiet folgendes  

Um der Notwendigkeit eines Mittelspannungsanschlusses oder Hochspannungsanschlusses 

rechtzeitig Rechnung zu tragen, ist es notwendig, den geplanten Leistungsbedarf zeitnah zu 

kommunizieren. Bitte stellen Sie uns schriftliche Angaben über den geplanten Leistungsbedarf 

im Voraus bereit, weil spätere Änderungen der Planungsprämissen zu veränderten Trassenver-

läufen und/oder zusätzlichem Platzbedarf führen können. 

Baumaßnahmen, welche es erfordern, dass die LSW Netz eigene Baumaßnahmen, insbesondere 

für den Netzausbau, initiiert oder sich an Baumaßnahmen (beispielsweise für Netzerneuerungs-

maßnahmen) beteiligt, sind frühzeitig anzuzeigen. 

Die LSW Netz benötigt aus Gründen der Budgetplanung und -freigabe spätestens im August des 

Kalenderjahres vor dem notwendigen Baubeginn schriftliche Information. 

 
Aktuelle Bestandsunterlagen sowie das „Merkheft für Baufachleute“ (Wichtige Hinweise zum 

Schutz der Leitungen und zur Verhütung von Unfällen) erhalten Sie auf Anfrage unter 

https://www.lsw-netz.de/service/planauskunft. 

 

Änderungen der vorliegenden Planung bedürfen einer erneuten Überprüfung.“ 

 

 

Aus der Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, Technikniederlassung Nord, Braun-

schweig, vom 27.01.2026: 

 

„Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet blei-

ben. 

 

Für zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen Verkehrswegen geeig-

nete und ausreichende Trassen für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Tele-

kom vorzusehen. 

 

Ggf. wird Ihnen bei einer Abfrage der Planunterlagen noch die in der zweiten Anlage gelb mar-

kierte TK-Linie (am nordwestlichen Rand) angezeigt. Diese ist nicht mehr in Betrieb.“ 
 

 

Aus der Stellungnahme des Abwasser- und Straßenreinigungsbetriebes der Stadt Gifhorn (ASG) vom 

25.02.2026: 

 

  



 

„Schmutzwasser: 

 

In Ergänzung zum Startergespräch am 28.08.2025 stellen wir fest: Das Gebiet ist neu zu erschlie-

ßen, bei Abschnittsbildung ist die autarke Entwicklung einzelner Gebiete zu beachten. Über die 

Entrichtung des satzungsgemäßen Abwasserbeitrages ist eine Ablösevereinbarung zu verschrift-

lichen. Das Schmutzwasser ist möglichst ohne technische Bauwerke aus dem Gebiet im Freige-

fälle abzuleiten, eine Planskizze zur möglichen Umsetzung lege ich bei. 

 

Niederschlagswasser: 

 

Die öffentliche Abwasseranlage im Ortskern ist hydraulisch ausgelastet. Die Niederschlagswas-

serbewirtschaftung muss daher auf den Grundstücken erfolgen. Die tatsächliche Versiegelung, 

die Geländeformation und die für Versickerungsanlagen schwierigen Bodenverhältnisse sind da-

bei zu bedenken. Das NW ist grundsätzlich zu versickern, ggf. können Überläufe zentraler Versi-

ckerungsanlagen nach hydraulischer Prüfung an die Vorfluter Donar-/Siekgraben abgeleitet 

werden. 

 

Die Flächen zur Starkregenvorsorge gem. § 9 BauGB und der Überflutungsnachweis für über 800 

m² abflusswirksame Fläche gem. DIN 1986-100 sind einzuplanen und nachzuweisen.“ 

 

 

Baugrund und Boden 
 

Aus der Stellungnahme des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) vom 23.02.2026: 

 

„Sofern im Zuge des o. g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und 

Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die Hin-

weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung 

und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrun-
derkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß 

der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen 

erfolgen. 

 

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind, beach-

ten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-0001). 

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen sind, gehen wir da-

von aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen die Festlegungen der Regionalen 

Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs- oder Kom-

pensationsmaßnahmen erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da sonst ein 

späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen Rohstoffsiche-

rungskarten können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder als frei verfügbarer 

WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- und Kompensationsflä-

chen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitungen ein Schutzstreifen zu be-

achten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 

 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 

Anregungen. 

 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplaneri-

schen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellung-

nahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage 

ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die 

Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderli-

che Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen.“ 

 

 



 

Landwirtschaft 
 

Aus der Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Bezirksstelle Braunschweig vom 

19.02.2026: 

 

„Die Fläche im Planungsgebiet des F-Plans wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Gemäß der 

Bodenkarte des LBEG sind es Böden mit einer überwiegend mittleren Bodenfruchtbarkeit. Die 

Böden im westlichen Teil weisen dagegen nur eine geringe bis sehr geringe Ertragsfähigkeit auf. 

Die Ackerzahlen haben größtenteils einen Wert von etwa 40 (bis 49), im Westen mit 32 begin-
nend. Hier liegt auch ein Wasserrecht für die Entnahme von Grundwasser zur Beregnung des 

Beregnungsverbandes Gifhorn vor. 

Wir begrüßen, dass bedingt durch mehrere Planungsphasen und Bauabschnitte über einen län-

geren Zeitraum, die Flächen bis zur Realisierung weiter landwirtschaftlich genutzt werden kön-

nen. Dies sollte in einen für die Bewirtschafter und Eigentümer der Fläche planbaren Rahmen 

geschehen, so dass z. B. Fruchtfolgen eingehalten und Erhaltungskalkungen durchgeführt wer-

den können, damit keine unnötigen wirtschaftlichen Verluste entstehen. Auch sollten die Größe 

und der Zuschnitt der noch zu bewirtschaftenden Fläche an die heutigen landwirtschaftlichen 

Erfordernisse angepasst und mit den Bewirtschaftern abgesprochen werden. Die Überfahrung 

der landwirtschaftlichen Flächen durch bauliche Maßnahmen sollte vermieden werden. Es ist zu 

empfehlen eine Bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 durchzuführen. 

Der Plangeltungsbereich berührt auch die Erschließung der nördlich gelegenen landwirtschaft-

lich genutzten Flächen östlich der B4. Diese muss auch zukünftig erhalten bleiben, d. h. der nörd-

lich des Plangebietes verlaufende Weg muss weiterhin uneingeschränkt für den landwirtschaft-

lichen Verkehr nutzbar bleiben. 

Wir weisen darauf hin, dass Immissionen wie Stäube, Gerüche sowie Lärm durch die Bewirtschaf-

tung angrenzender Flächen (z. B. Beregnungsaggregate) als ortsüblich von Gewerbetreibenden 

und Anwohnern hinzunehmen sind und unterstützen die Anpflanzung einer Hecke als Schutz. Die 

Unterhaltung der geplanten Anpflanzung muss gesichert sein, damit die Bewirtschaftung der 

angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen nicht durch Äste beeinträchtigt und die Beschattung 
des Ackers minimiert wird. 

Sofern Drainagen angeschnitten werden, sind diese abzufangen. Wir empfehlen in dem Zusam-

menhang die örtliche Landwirtschaft mit einzubeziehen. Diese kann unter Umständen auf-

schlussreiches Kartenmaterial zum Drainageverlauf zur Verfügung stellen. Das Gleiche gilt für 

Beregnungsleitungen. 

Wir gehen davon aus, dass sich die Flächen im Eigentum des Vorhabenträgers befinden bzw. mit 

dem Flächeneigentümer einvernehmliche Absprachen bestehen. Im Fall einer derzeitigen Bewirt-

schaftung auf Pachtbasis wäre ggf. zu prüfen, inwiefern durch diese baubedingten Flächenent-

züge landwirtschaftlicher Nutzflächen eine einzelbetriebliche Betroffenheit gegeben ist. 

Im nordöstlichen Plangebiet sind Teiche zu erkennen. Zu den fischereiwirtschaftlichen Belangen 

nimmt unser Fachbereich Fischerei wie folgt Stellung: 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung und Änderung des Flächennutzungsplans sämt-

liche öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

Hierzu zählen ausdrücklich auch die fischereilichen Nutzungs- und Schutzinteressen, soweit 

durch Nutzungszuweisungen oder bauliche Entwicklungen Auswirkungen auf Gewässer, aquati-

sche Lebensräume oder bestehende Fischereirechte zu erwarten sind. Dies ist im vorliegenden 

FNP der Fall. 

Gewässer sowie die darin lebenden Tiere und Pflanzen sind bedeutende Bestandteile des Natur-

haushalts und Grundlage für die ökologische Funktionsfähigkeit der Gewässer sowie für die 
nachhaltige Nutzung und Entwicklung der Fischbestände. Fischereirechte sind überwiegend lan-

desrechtlich geregelt und stehen in engem Zusammenhang mit den Eigentumsverhältnissen. Der 

Gewässereigentümer besitzt grundsätzlich die alleinige Befugnis zur Aneignung wildlebender Fi-

sche in seinen Gewässern, soweit gesetzliche Vorgaben oder Rechte Dritter nicht entgegenste-

hen. Diese bestehenden Nutzungsrechte können durch planerische Festsetzungen mittelbar be-

rührt werden und sind daher zwingend in die Abwägung einzustellen. 



 

Dem vorliegenden Kartenmaterial ist zu entnehmen, dass die vorhandenen Gewässer vollständig 

in die Flächennutzungsplanung einbezogen wurden. Es ist daher zu befürchten, dass diese sen-

siblen aquatischen Lebensräume durch die geplanten baulichen und gewerblichen Nutzungen im 

Einzugsgebiet nachhaltig negativ beeinflusst werden. Hierzu zählen insbesondere Beeinträchti-

gungen der Wasserqualität sowie mögliche Auswirkungen auf die Wasserversorgung der Teich-

anlagen, die wiederum zu einer erheblichen Störung ökologischer Funktionen führen können. 

Aus fischereifachlicher Sicht sind daher folgende Punkte zwingend in die Abwägung einzustellen: 

1. Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Gewässerstruktur, Wasserqualität und Habitat-

funktion  
2. Berücksichtigung naturschutz- und gewässerbezogener Fachplanungen  

3. Sicherstellung, dass keine planerischen Festsetzungen zu einer Verschlechterung der fische-

reilichen Nutzungsmöglichkeiten oder des ökologischen Zustands der Gewässer führen  

Die fischereilichen Belange sind im Rahmen der Flächennutzungsplanung in angemessener 

Weise zu berücksichtigen, da sie integraler Bestandteil des Naturhaushalts, der ökologischen 

Funktionsfähigkeit der Gewässer und der bestehenden Nutzungsrechte sind. Die Darstellungen 

des FNP beeinflussen die Rahmenbedingungen der Fischerei mittelbar über mögliche Verände-

rungen des Gewässerzustands und ist daher sorgfältig und umfassend in die Abwägung einzu-

beziehen.“ 

 

 

Altstandorte/ Altlasten / Immissionsschutz 
 

Aus der Stellungnahme des LGLN, Regionaldirektion Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst vom 

22.01.2026: 

 

„Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch 

Kampfhandlungen betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z. B. 

Bomben, Minen, Granaten oder sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte vor 

geplanten Bodeneingriffen grundsätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampf-
mittelbelastung durchgeführt werden. 

Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der 

alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition aus-

gewertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung 

durch eine gewerbliche Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde 

(in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorgaben 

informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem über geeignete Vorge-

hensweisen. 

 

Hinweis: 

Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6 

Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersäch-

sisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 

Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus 

personellen Gründen nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Aus-

zug aus dem Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD in-

formiert die zuständigen Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter 

Auswertungen. Dabei erkannte Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden 

daher bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 

entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der 

Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungs-

dienst-niedersachsen-207479.html “ 

 

 

 



 

14. Ablauf des Planverfahrens 
 

14.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit dem Vorentwurf im 

Rahmen einer Veröffentlichung im Internet und Auslegung in der Zeit vom 23.01.2026 bis 23.02.2026 

durchgeführt. 

 

14.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und Nach-
bargemeinden 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie die Nachbarge-

meinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 23.01.2026 zur Abgabe einer Stellung-

nahme bis zum 23.02.2026 aufgefordert. 

 

14.3 Veröffentlichung im Internet 
 
Zum Planverfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB hat die Veröffentlichung im Internet und eine öffentliche 
Auslegung vom ………………bis ………………im Rathaus der Stadt Gifhorn stattgefunden. 

 

14.4 Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und Nachbargemein-
den 

 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB und Nachbargemeinden 

wurden mit Schreiben vom ………………über die Veröffentlichung im Internet benachrichtigt und zur Ab-

gabe einer Stellungnahme innerhalb der Frist aufgefordert. 

 

(wird im Planverfahren ergänzt) 

  



 

C) Umweltbericht 

 

1. Einleitung 
 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 

und § 2a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-

auswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewerten werden. Die Umwelt-

prüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Stand und allgemein anerkannten Prüfmethoden 

sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans in angemessener Weise verlangt werden 

kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Der Umweltbericht ist gemäß Anlage 1 nach §2a Nr. 2 BauGB und den in § 2 Abs. 1 Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genannten Schutzgütern der Umweltprüfung gegliedert: 

- Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 

- Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

- Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 

- kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

- die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

 

1.1  Inhalt und Ziele des Bauleitplans 

 

Die 135. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Gifhorn umfasst einen Änderungsbereich mit 

einer Gesamtfläche von ca. 38 ha. In der bisher wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes aus dem 

Jahr 1978 ist für den Änderungsbereich eine Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Das Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist es, die planungsrechtliche Vorbereitung für die Umsetzung ei-

nes multifunktionalen Quartiers zu schaffen. Dafür sollen innerhalb des Änderungsbereichs sowohl 

Wohnbauflächen (W), gemischte (M) und gewerbliche (G) Bauflächen, Grünflächen als auch Sonderbau-

flächen (S) für Handel, Dienstleistungen und Infrastruktur ausgewiesen werden.  

 

1.2 Ziele des Umweltschutzes nach Fachgesetzen und Fachplanungen 
 

Fachgesetze 

Im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in 

§ 1 Absatz 1 bis 6 niedergelegt. Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung sind diese Grundsätze 

in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Konfliktpotenziale, die sich aus der Bauleitplanung und den Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes 

ergeben können, sind nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 1a Abs. 3 BauGB) zu behandeln. 
Dort ist bestimmt, dass die Vermeidung und der Ausgleich von erheblichen Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes oder des Naturhaushaltes (Eingriffsregelung) in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 

zu berücksichtigen sind. 

Im Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplanes werden die Belange von Natur und Landschaft 

sowie die voraussichtlichen Beeinträchtigungen ermittelt und Maßnahmen zur Vermeidung und zum 

Ausgleich in die Abwägung eingestellt.  

 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) beschreibt seinen Zweck in § 1 Abs. 1 folgendermaßen: 

„Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre 

sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entste-

hen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen.“ 

Die daraus abgeleiteten Vorschriften des Gesetzes sind im Allgemeinen auf den Bau bestimmter Anla-

gen ausgerichtet und in speziellen Genehmigungsverfahren anzuwenden. In der Bauleitplanung dienen 

sie der Orientierung für die Rückhaltung schädlicher Auswirkungen – wie zum Beispiel Lärmimmissionen 



 

– und haben für die fehlerfreie Abwägung der öffentlichen und privaten Belange eine grundlegende 

Bedeutung. 

 

Fachplanungen 

Die Fortschreibung des Landschaftsplanes (2025) erkennt für den Planbereich eine geringe Bedeutung 

für Arten- und Biotopschutz aufgrund der vorherrschenden Biotoptypen. Gleiches erkennt der Land-

schaftsrahmenplan des Landkreises (Karte 1) für Arten und Lebensgemeinschaften. Diesen wird, der 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes entsprechend, eine grundlegende Bedeutung beigemessen.  

 

(wird im Planverfahren ergänzt) 

 

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

 

Auswirkungen der Planung auf die Belange des Umweltschutzes wurden gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ermit-

telt und geprüft. Dabei wurden die Belange berücksichtigt, die durch § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

• Naturhaushalt (Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwi-

schen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt) 

• Europäische Schutzgebiete (NATURA 2000-Gebiete) 

• Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

• Kultur- und sonstige Sachgüter  

• Vermeidung von Emissionen, Umgang mit Abfällen und Abwasser 

• Energie  

• Landschaftspläne und sonstige Pläne insbesondere des Abfall- und Immissionsschutzgesetzes oder 

sonstige umweltbezogene Pläne 

• Luftqualität nach EU-Vorgaben 

• Wechselwirkungen der Umweltbelange 

 

und § 1a BauGB  

• Sparsamer Umgang mit Grund und Boden und dem Schutzgut Fläche 

• Umnutzungsverzicht von landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzten Flächen 

• Berücksichtigung von Vermeidung und Ausgleich von erheblichen Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes und des Naturhaushaltes (Eingriffsregelung nach BNatSchG) in der Abwägung 

• Erfordernisse des Klimaschutzes 

vorgegeben sind.  

 

Besondere Kultur- und Sachgüter sind nicht bekannt. Bindende Beschlüsse der Europäischen Gemein-

schaft zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität oder sonstige umweltbezogenen Pläne liegen eben-

falls nicht vor.  

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie und der 

sparsame Umgang mit Grund und Boden wurden geprüft und werden für die Umsetzung im Bebauungs-

plan u. a. in Form entsprechender Regelungen zur Niederschlagswasserbeseitigung vorgesehen.  

 

Auf Ebene der Bebauungsplanung wird für die Erfassung und Bewertung der Schutzgüter für die Festle-

gung von Ausgleichsmaßnahmen die „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-

men in der Bauleitplanung“ des Niedersächsischen Städtetages von 2013 in der 9. Auflage herangezo-

gen. Die Biotoptypen werden entsprechend dem „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ 

von Dr. Olaf von Drachenfels (2021) erfasst und nach Wertfaktoren bewertet.  

 



 

Auf der Ebene einer Flächennutzungsplanänderung werden noch keine detaillierten Festsetzungen für 

die beabsichtigten Vorhaben, insbesondere das Maß der baulichen Nutzung, getroffen. Insofern können 

Auswirkungen auf Umweltbelange noch nicht abschließend ermittelt, sondern nur grob abgeschätzt 

werden. Weitere Untersuchungen der betroffenen Umweltbelange erfolgen auf der Ebene des Bebau-

ungsplanes. Auf dieser Verfahrensebene werden dann auch Maßnahmen zur Vermeidung und zum Aus-

gleich von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und des Naturhaushaltes detailliert festgesetzt.  

 

Die Umweltauswirkungen werden im Folgenden schutzgutbezogen einzeln dargestellt. An eine Be-

standsaufnahme schließt sich jeweils eine Prognose der zu erwartenden Auswirkungen der Planung an, 
um daraus Maßnahmen zur Vermeidung und zur Verminderung abzuleiten. Für verbleibende und nicht 

zu vermeidende erhebliche Beeinträchtigungen sind dann anschließend, auch im Hinblick auf die natur-

schutzrechtliche Eingriffsregelung, die in Aussicht genommenen Ausgleichsmaßnahmen erläutert. 

  



 

a) Schutzgut Mensch 

 

Bestandsaufnahme  

 

Das Plangebiet grenzt westlich an den Siedlungsrand der Ortschaft Gamsen an und erweitert das Ge-

werbegebiet Westerfeld Süd nach Norden hin. 

Unmittelbar südlich des Geltungsbereiches verläuft die Kreisstraße K 34, die an dieser Stelle als Zubrin-

ger zur nahegelegenen Bundesstraße B 4 angesehen werden kann, die sich westlich entlang des Plange-

bietes erstreckt. Im Norden verlaufen die Straßen „Westerfeldweg“, „Wehrbruch“ und „Windmühlen-

weg“. 

 

Im Norden befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen und auch innerhalb des Plangebietes soll 

es – resultierend aus der langfristig geplanten Entwicklung – bis zur abschließenden Beplanung, weiter-

hin landwirtschaftliche Nutzung geben. Für angrenzende Bebauung gilt durch die Nachbarschaft zu die-

sen Flächen, dass speziell im Frühjahr und Sommer mit entsprechenden Immissionen (Gerüche, Stäube, 

Geräusche und Sprühnebel durch Feldbewässerung) zu rechnen ist. 

Von weiteren, auf das Gebiet einwirkenden oder das Wohnen negativ beeinflussenden Immissionen ist 

nicht auszugehen. Das Gewerbegebiet „Westerfeld Süd“, das sich südlich anschließt, ist fast ausschließ-

lich von Gewerbe besiedelt, das als wenig störend einzuschätzen ist. 

 

Auswirkung bei Durchführung der Planung 

 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird eine Erweiterung der Ortschaft Gamsen um ein mul-

tifunktionales Quartier vorbereitet. Künftige Anwohner haben aufgrund der Lage zu benachbarten land-

wirtschaftlichen Flächen mit entsprechenden Immissionen zu rechnen. Für die Bewohner der angren-

zenden, vorhandenen Bebauung am „Bernsteinweg“ und am „Westerfeldweg“ dahingehend, dass sie 

nicht mehr direkt an landwirtschaftliche Fläche, sondern an eine Wohnbebauung angrenzen werden. 

Während der Bauzeit können sich durch den Betrieb von Baumaschinen die Immissionen durch Lärm 

und Stäube für einen kurzen Zeitraum erhöhen. Von der im Planungsgebiet vorgesehenen Wohnnut-

zung werden nach Abschluss der Baumaßnahmen insbesondere Geräusche auf die benachbarten Wohn-

gebiete einwirken (Zunahme von Verkehr, Gartenarbeit, Gespräche). Die Lage der gewerblichen und 

gemischten Bauflächen innerhalb des vorliegenden Planes sollen die Verträglichkeit zur regulären 

Wohnbebauung erhöhen und dafür sorgen, dass etwaige Lärmemissionen gedämpft werden. Dennoch 

kann es durch die unmittelbare Nähe von Wohnbauflächen zu gewerblicher Nutzung speziell zu beson-

deren Anforderungen zur verträglichen Ausgestaltung der benachbarten Nutzung kommen. 

 

Vermeidung und Verringerung der Beeinträchtigungen 

 

Immissionen, die von der benachbarten Landwirtschaft auf die Baugrundstücke einwirken, sind auf-
grund der dörflichen Lage als ortsüblich anzusehen und zu tolerieren. Nach der finalen Umsetzung und 

Erschließung des Plangebietes beschränken sich die Immissionen aus der Landwirtschaft voraussichtlich 

auf die Randbereiche des Gebietes. 

Immissionen des Straßenverkehrs werden auf Grundlage anzuwendender Orientierungswerte bzw. Im-

missionsgrenzwerte abgewogen und ggf. werden entsprechende Maßnahmen vorgesehen. 

Näheres zum Schutz vor den genannten Immissionen wird auf Ebene der Bebauungspläne, auch durch 

notwendige Schallgutachten, untersucht und geeignete Festsetzungen zur verträglichen Gestaltung der 

Nachbarschaft werden getroffen. 

 

  



 

Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

 

Durch das geplante Vorhaben ergeben sich neben den genannten Herausforderungen in Hinblick auf 

Immissionskonflikte keine Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch, vielmehr wird dadurch dem 

Wohnbedarf entsprochen. 

 

b) Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

 

Bestandsaufnahme 

 

Der Großteil der Fläche besteht in seiner ursprünglichen Form aus Ackerfläche. An der nördlichen 

Grenze des Geltungsbereiches befinden sich private Grünflächen mit Teichen. Weiterhin erstreckt sich 

entlang der Nordgrenze des Plangebietes der „Donagraben“ und auch innerhalb des Plangebietes gibt 

es Gewässer III. Ordnung, die ursprünglich zur Drainage angrenzender Felder genutzt wurden. 

Die Planfläche weist an einzelnen Bereichen Strukturen auf, die sich für Eidechsenpopulationen eignen 

könnten und es gibt entlang der Gräben im Norden des Geltungsbereichs Nachweise auf den Fischotter. 

Weiterhin gibt es innerhalb des Geltungsbereichs erhaltenswerte Einzelbäume, vor allem Eichen. 

 

Auswirkungen bei Durchführung der Planung 

 

Vom Flächennutzungsplan als vorbereitendem Bauleitplan sind keine unmittelbaren Auswirkungen zu 

erwarten. Die spätere Umsetzung der Flächennutzungsplanänderung durch nachfolgende Bebauungs-

pläne führt hingegen zu nachhaltigen Veränderungen der Nutzungssituation und der Biotopausstattung 

der Plangebiete. An die Stelle der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung der Teilflächen werden je-

weils Wohnbebauungen mit Gärten, gewerblich genutzte Bebauungen, Verkehrsflächen sowie künstlich 

angelegte Grün- bzw. Versickerungsflächen treten. Neben den großen Regenwasserrückhalteflächen 

werden auch die künftigen Hausgärten zu einer größeren Biodiversität beitragen. 

 

Vermeidung und Verringerung von Beeinträchtigungen 

 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung von Beeinträchtigungen und Eingriffen in die Natur wer-

den auf Ebene der Bebauungspläne festgelegt. Pufferzonen zum Erhalt wertvoller Gehölze, oder erhal-

tenswerter Habitate als auch die Dichte der Bebauung und die möglichst naturnahe Bewirtschaftung 

des Niederschlagswassers durch Regenwasserrückhaltebecken werden dabei u.a. zu berücksichtigen 

sein. 

 

Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

 

In der Gesamtbetrachtung der Umnutzung des Plangebietes folgen mit der Planung Eingriffe in die 

Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, die auszugleichen sind. Auf Ebene des Bebauungs-

planes wird der naturschutzrechtliche Kompensationsumfang mit dem Bilanzierungsmodell des Nie-

dersächsischen Städtetages quantifiziert und im Anschluss an die jeweils für die einzelnen Schutzgüter 

qualitativ bestimmten Maßnahmen zur Vermeidung und Kompensation dargelegt. Durch die 135. Än-

derung des Flächennutzungsplanes (Westerfeld Nord) werden erhebliche nachhaltige Beeinträchtigun-

gen des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt nicht ausgelöst. 

 

  



 

c) Schutzgut Fläche 

 

Bestandsaufnahme 

 

Bei dem Plangebiet handelt es sich zum Großteil um freie Feldflur mit einigen privaten Grünflächen im 

nördlichen Teil. 

 

Auswirkungen bei der Durchführung der Planung 

 

Mit der vorliegenden Planung werden zur Deckung des dringenden Bedarfes an gewerblichen Bauflä-

chen und des Weiteren Wohnraumbedarfes in Gifhorn insgesamt etwa 38 ha Fläche für eine multifunk-

tionale Bebauung planungsrechtlich vorbereitet. 

 

Vermeidung und Verringerung von Beeinträchtigungen 

 

Bei der Planung ist im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung mit Grund und Boden sparsam umzu-

gehen. Eine möglichst effiziente Ausnutzung der Baufläche bei gleichzeitiger Begrenzung der Flächen-

versiegelung ist unter Berücksichtigung der dörflichen Lage des Baugebietes anzustreben. 

Die Verteilung der Erschließung auf mehrere Bauabschnitte über einen Zeitraum von mehreren Jahren, 
kann dabei helfen, den Entzug der Fläche von konkurrierender Nutzung verträglicher zu gestalten und 

beispielsweise landwirtschaftliche Nutzung auf Teilen des großen Plangebietes, bis zur kompletten Er-

schließung auch weiterhin zu ermöglichen. 

Eine möglichst effiziente Ausnutzung der Baufläche bei gleichzeitiger Begrenzung der Flächenversiege-

lung ist anzustreben. Auf Ebene der Bebauungspläne könnte beispielsweise eine Anhebung der Anzahl 

der Vollgeschosse zu einem sparsameren Umgang mit dem Schutzgut beitragen.  

 

Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

 

Durch umfangreiche Begrünungen und die Anlage von Grünflächen im Plangebiet können Teile der Be-
einträchtigungen ausgeglichen werden. Notwendige planexterne Ausgleichsmaßnahmen werden auf 

Ebene der Bebauungspläne konkret vorgestellt. 

 

d) Schutzgut Wasser – (Oberflächengewässer und Grundwasser) 

 

Bestandsaufnahme 

Im nördlichen Teil des Geltungsbereiches „Westerfeld Nord“ der 135. Änderung des Flächennutzungs-

planes befindet sich der Donagraben (Gewässer III. Ordnung), der Richtung Osten in die Ise (Gewässer 

II. Ordnung) fließt. In den Donagraben fließt der mitunter trockengefallene Wehrbruchskampgraben. 

 

Das zu beplanende Gebiet „Westerfeld Nord“ liegt im Geltungsbereich des Trinkwassergewinnungsge-

bietes (TWGG). Das TWGG erstreckt sich räumlich etwa von Wilsche bis Gamsen in West-Ost-Richtung 

sowie von Kästorf bis Neubokel in Nord-Süd-Richtung. 

 

Der Bereich „Westerfeld Nord“ liegt im Bereich des Grundwasserkörpers Ise-Lockergestein. 

 

Auswirkungen bei der Durchführung der Planung 

Die bestehenden Gräben werden erhalten. Die Grundwasserneubildungsrate wird sich durch die Ver-

siegelungen im Plangebiet voraussichtlich verändern. 

 



 

Vermeidung und Verringerung von Beeinträchtigungen 

wird auf Ebene der Bebauungspläne erörtert 

 

Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

wird auf Ebene der Bebauungspläne erörtert 

 

e) Schutzgut Boden 

 

Bestandsaufnahme 

Der überwiegende Teil des Plangebietes liegt in der Bodengroßlandschaft „Geestplatten und Endmorä-

nen“, der nordöstliche Teil des Plangebietes liegt in der Bodengroßlandschaft „Talsandniederungen und 

Urstromtäler“.  

Der Großteil des Geltungsbereiches ist vom Bodentyp Pseudogley-Braunerde geprägt, der nordwestli-

che Teil ist vom Bodentyp Podsol-Braunerde bestimmt und der äußerste Nordwesten wird vom Boden-

typ Podsol-Gley geprägt. 

 

Auswirkungen bei der Durchführung der Planung 

Erhebliche Auswirkungen ergeben sich für die Böden im Geltungsbereich durch Versiegelungen sowie 

durch Bodenabtrag, -auftrag und -umlagerung. Näheres wird auf Ebene der Bebauungspläne erörtert. 

 

Vermeidung und Verringerung von Beeinträchtigungen 

wird auf Ebene der Bebauungspläne erörtert 

 

Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

wird auf Ebene der Bebauungspläne erörtert 

 

f) Schutzgut Landschaftsbild 

 

Bestandsaufnahme 

 

Das Landschaftsbild des Plangebietes und seiner Umgebung wird durch den Übergang zum Siedlungs-

bereich der Ortschaft Gamsen und des Gewerbegebietes „Westerfeld Süd“ geprägt. 

Der Änderungsbereich selbst stellt sich als Feldflur bzw. Ackerfläche am Siedlungsrand dar. 

 

Auswirkungen bei der Durchführung der Planung 

 

Durch die voranschreitende Siedlungsentwicklung wird sich das Landschaftsbild verändern. Anstelle der 

vorhandenen landwirtschaftlich genutzten Flächen werden Wohn- und Gewerbegebäude, ortsübliche 

Garten- und Grünanlagen und Straßen treten. 

Grünflächen im Plangebiet sollen die verschiedenen Typen des Baugebietes miteinander verknüpfen, 

eingrünen und harmonisch in das siedlungsnahe Landschaftsbild einfügen. 

 

Vermeidung und Verringerung von Beeinträchtigungen 

 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes können vor allem durch Eingrünungen und Grün-

züge, wie oben bereits genannt, vermieden werden. Zukünftige örtliche Bauvorschriften können dar-

über hinaus Einfluss auf konkrete Ausgestaltungen von Baugebieten haben und sie harmonischer in an-

grenzende Bebauung und das vorherrschende Ortsbild einfügen. 



 

 

Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

 

Auf Ebene der Bebauungspläne können durch die beabsichtigen Maßnahmen zur Eingrünung gegenüber 

weiterhin landwirtschaftlich genutzter Flächen bereits ein Großteil der Beeinträchtigungen auf das 

Landschaftsbild abgefedert werden. Somit sind diesbezüglich voraussichtlich keine weiteren Vorkehrun-

gen erforderlich. 

 

g) Schutzgut Erholung 

 

Bestandsaufnahme 

 

Der größte Teil des Plangebietes wird derzeit landwirtschaftlich genutzt und hat mit seinen Wegever-

bindungen eine Bedeutung für die aktive Erholung (z. B. Spazieren gehen, Radfahren) der Bevölkerung. 

Den privaten Grünflächen im nördlichen Teil des Plangebietes (Fischteiche mit Großbaumbeständen) 

kann ein besonderer Erholungswert zugesprochen werden. 

 

Auswirkungen bei der Durchführung der Planung 

 

Die privaten Grünflächen und die dort angelegten Teiche sind von der beabsichtigten baulichen Ent-

wicklung des Vorhabens nicht betroffen und bleiben in ihrer jetzigen Form erhalten.  

Weiterhin kann davon ausgegangen werden, dass sich der Erholungswert durch die Anlage von Haus-

gärten und öffentlichen Grünanlagen erhöhen wird und auch Durchwegungen als Fußgänger und Rad-

fahrer möglich bleiben. 

 

Vermeidung und Verringerung der Beeinträchtigungen 

 

Fußgänger und Radfahrer, die die derzeitigen Wirtschaftswege in dem Gebiet zur Erholung nutzen, ha-

ben die Möglichkeit, nahegelegene Alternativen zu nutzen und auch weiterhin das neue Gebiet zu 

durchqueren. 

Konkrete Maßnahmen zur naturschutzrechtlichen Kompensation der Einwirkungen auf die Erholung im 

Plangebiet werden auf der Ebene der Bebauungspläne geregelt. 

 

i) Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 

 

Bestandsaufnahme 

 

Kulturgüter (Denkmäler oder archäologische Bodendenkmäler) sind für die Flächen innerhalb oder un-

mittelbar angrenzend an den Geltungsbereich zum jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

Die Kreisarchäologie weist in ihrer Stellungnahme vom 16. bzw. 19.02.2026 darauf hin, dass es in der 

Nähe zum Plangebiet konkrete archäologische Bodenfunde gegeben hat. Die topographische Nähe legt 

daher den Schluss nahe, dass es auch innerhalb des Plangebietes zu Funden von Bodendenkmälern 

(nach §3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes) kommen kann. 

 

Auswirkungen bei der Durchführung der Planung 

 

Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen in Zusammenhang mit Baumaßnahmen innerhalb 

des Plangebietes archäologische Denkmäler zutage treten, die dann unverzüglich der Unteren Denkmal-

schutzbehörde oder dem Kreisarchäologen (§ 14 Abs. 1 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz; 



 

NDSchG) gemeldet werden müssen. Möglicherweise auftretende Funde oder Befunde sind zu sichern, 

die Fundstelle unverändert zu belassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

 

Vermeidung und Verringerung der Beeinträchtigungen 

 

Durch die langfristig geplante Entwicklung des Plangebietes über mehrere Bebauungspläne und Bauab-

schnitte hinweg kann der Kreisarchäologie Gifhorn ausreichend Zeit für etwaige Sondierungen, Pros-

pektionen und dadurch für eine archäologische Grundlagenermittlung gewährt werden, um potenzielle 

Kulturgüter zu sichern und im späteren Verlauf des Planverfahrens schützend Einfluss nehmen zu kön-

nen.  

Auf der Ebene der Bebauungspläne, wenn es um die konkrete Umsetzung und Erschließung der ver-

schiedenen Bauabschnitte gehen wird, sind Maßnahmen zu treffen um mögliche negative Wirkfaktoren 

auf potenzielle oder gefundene Kulturgüter zu vermeiden oder zu mindern. Beispielhaft dafür könnte 

sein, die Flächeninanspruchnahme um Kulturgüter herum zu minimieren, die Beeinflussung vorhande-

ner Kulturgüter durch Schadstoffe und Immissionen zu schützen oder das natürliche Erscheinungsbild, 

trotz Baumaßnahmen zu erhalten. 

 

3. Entwicklungsprognose zum Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

 

Bei den zur Planung herangezogenen Flächen handelt es sich um landwirtschaftliche Flächen, die aktuell 

als Acker genutzt werden. Sollte die Planung nicht realisiert werden, würde die Fläche weiterhin acker-

wirtschaftlich genutzt. Die bestehenden Gehölzstrukturen im Nordwesten und eine große ortsbildprä-

gende Eiche wären auch künftig die landschaftsbildprägenden Elemente.  

Der Planbereich wird von einigen Gräben – Gewässern III. Ordnung - durchzogen. Diese wie die beste-

henden Felddrainagen stünden weiterhin für das Wassermanagement zur Verfügung. 

 

3.1 Andere Planungsmöglichkeiten 

 

Das Ziel der Flächennutzungsplanänderung ist die planerische Vorbereitung einer Gewerbe-, Misch- und 
Wohnbaufläche um den Wohnraumbedarf und der anhaltenden Nachfrage nach Gewerbebaugrundstü-

cken Rechnung tragen zu können. 

Freie Gewerbebaugrundstücke stehen in der Stadt derzeit nur begrenzt zur Verfügung. Die im Flächen-

nutzungsplan bereits dargestellte Gewerbebaufläche im Süden von Gifhorn befindet sich im gesetzlich 

festgestellten Überschwemmungsgebiet. Diese Fläche kann also in absehbarer Zeit nicht für die gewerb-

lichen Nutzungen zur Verfügung gestellt werden. Gewerbliche Konversionsflächen im Bereich der Firma 

ehemals Continental-Teves stehen im Privateigentum und können von der Stadt und der GEG nicht für 

die bestehenden Nachfragen zur Verfügung gestellt werden. 

Hinsichtlich der Wohnbauentwicklung bestehen in Gamsen insofern keine Alternativen, da die Ortschaft 

im Osten an die Vorbehaltsgebiete für Natur und Landschaft der Ise-Niederung angrenzt. Darüber hin-

aus ist der Bereich zwischen Bundesstraße B 4 und dem Ortsrand von Gamsen aufgrund der zahlreichen 

110 kV Freileitungen, die südlich des bestehenden Gewerbegebietes zum Umspannwerk führen, vorbe-

lastet und steht für wohnbauliche Entwicklung nicht zur Verfügung. 

Insofern wurden die alternativen Möglichkeiten im Süden und im Osten verworfen. 

 

4. Zusatzangaben 

 

4.1  Verwendete Verfahren / Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Umweltprüfung 

 

Zur Beurteilung von Natur und Landschaft und zur Bearbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-

gelung wurde fachlich auf den Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Gifhorn und auf den Land-



 

schaftsplan (2025) zurückgegriffen. Methodisch wird die im Rahmen der Bebauungsplanung zu berück-

sichtigende Eingriffsbilanzierung der „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

in der Bauleitplanung“ des Niedersächsischen Städtetages von 2013 in der 9. Auflage zugrunde gelegt. 

Eine Bestandsaufnahme und Biotoptypenkartierung wird gleichfalls im Rahmen der verbindlichen Bau-

leitplanung auf Grundlage der Veröffentlichung des NLWKN (Niedersächsischer Landesbetrieb für Was-

serwirtschaft, Küsten- und Naturschutz) von 2021 „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ 

von Olaf von Drachenfels durchgeführt.  

Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. Gleichwohl beruhen viele 

weitergehende Angaben auf allgemeinen Annahmen oder Prognosen und unterliegen damit einem 

Fehlerrisiko. So können einzelne Auswirkungen hinsichtlich ihrer Reichweite oder Intensität im Rahmen 

der vorbereitenden Bauleitplanung nicht abschließend beschrieben werden.  

 

4.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen (Monitoring) 

 

Das sogenannte Umweltmonitoring, d.h. die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen als 

Folge der Bauleitplanung, wird auf der Ebene des Bebauungsplanes festgelegt. Erst dort werden die 

Umweltauswirkungen detailliert an Hand der Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung er-

mittelt und bewertet. Durch die vorbereitende Bauleitplanung werden keine Eingriffe unmittelbar er-

möglicht.  

 

4.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

 

Die 135. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Gifhorn umfasst ein Plangebiet mit einer Ge-

samtfläche von ca. 38 ha. In der bisher wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 

1978 ist für den Änderungsbereich eine Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Das Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist es, die planungsrechtliche Vorbereitung, für die Umsetzung 

eines multifunktionalen Quartiers. Dafür sollen innerhalb des Änderungsbereichs sowohl Wohnbauflä-

chen (W), gemischte (M) und gewerbliche (G) Bauflächen, Grünflächen als auch Sonderbauflächen (S) 

für Handel, Dienstleistungen und Infrastruktur ausgewiesen werden. 

 

Eine detaillierte Eingriffsbilanzierung für folgende Schutzgüter wird im Bebauungsplan präzisiert: Arten 

und Biotope, Schutzgut Boden, Schutzgut Wasser, Schutzgut Fläche. 

 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen werden im Be-

bauungsplan festgesetzt. 

 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von zu präzisierenden Beeinträchtigun-

gen, auch solche die planextern erfolgen, werden auf der Ebene des Bebauungsplanes ermittelt, festge-

setzt und gesichert.  

 

Die Überwachung der prognostizierten erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring) wird nach Fer-

tigstellung des Neubaugebietes von der Stadt Gifhorn durchgeführt. Dabei ist vorgesehen, die festge-

setzten Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich regelmäßig visuell zu begutach-

ten, um die vorgesehene Entwicklung und Wirksamkeit sicherzustellen. Näheres dazu regelt der Bebau-

ungsplan. Beim Monitoring ist die Stadt insbesondere auch auf Hinweise der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange angewiesen. 

 

4.4 Quellenangaben 

 

Neben der örtlichen Bestandserfassung durch Inaugenscheinnahme bzw. Ortsbegehungen wurden ins-

besondere folgende Quellen herangezogen: 



 

 

• Drachenfels, O. v.: Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen unter besonderer 

Berücksichtigung der gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen 

von Anhang I der FFH-Richtlinie, Stand: März 2021. 

• Niedersächsischer Städtetag 2013, Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

in der Bauleitplanung, 9. vollständig überarbeitete Auflage 2013. 

• Planungsgruppe Ökologie und Umwelt (Hannover): Landschaftsplan Gifhorn 1995. 

• Planungsgruppe Umwelt (Hannover): Fortschreibung des Landschaftsplanes (2025) 

• https://www.umweltkarten-niedersachsen.de 

• https://nibis.lbeg.de 

  



 

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 6a BauGB 

 

1. Ziele der Flächennutzungsplanänderung 

 

Die 135. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Gifhorn umfasst ein Plangebiet mit einer Ge-

samtfläche von ca. 38 ha. In der bisher wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 

1978 ist für den Änderungsbereich eine Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Das Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist es, die planungsrechtliche Vorbereitung, für die Umsetzung 

eines multifunktionalen Quartiers. Dafür sollen innerhalb des Änderungsbereichs sowohl Wohnbauflä-

chen (W), gemischte (M) und gewerbliche (G) Bauflächen als auch Sonderbauflächen (S) für Handel, 

Dienstleistungen und Infrastruktur ausgewiesen werden. 

 

2. Berücksichtigung der Umweltbelange und der Beteiligungsverfahren / Abwägung 

(Wird nach Abschluss des Planverfahrens ergänzt) 

 

 

D) Flächenbilanz 

 
Plangebiet: ca. 38 ha 

  

Bisherige Nutzung:  

Fläche für die Landwirtschaft ca. 38 ha 

  

Geplante Darstellungen:  

Wohnbaufläche (W)  ca. 9,5 ha 

Gemischte Baufläche (M) ca. 2,7 ha  

Gewerbliche Baufläche (G) ca. 16,2 ha 

Sonderbaufläche (S) – Handel, Dienstleistungen, Infrastruktureinrichtungen ca. 3,1 ha 

  

Grünflächen / Regenwasserrückhaltung ca. 6,5 ha 

 

 
Die Begründung wurde mit den zugehörigen Planunterlagen in der Zeit vom …………… bis …………… im 

Internet veröffentlicht 

 

 

Gifhorn, 

 

 

 

 

Matthias Nerlich 
Bürgermeister 

 

 

 


